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Geschäftsanweisung 

für die Vorbereitung, Durchführung und Abrechnung 

von Baumaßnahmen 

1 

1.1 

1.1.1 

1.1. 2 

1.1. 3 

(GA-Bau) 

vom 1. Oktober 1995 

Allgemeines 

Zweckbest!mmung und Geltungsbereich 

Oie Geschäftsanweisung regelt die Abwick­

lung der Planung und Ausführung der Bauma~­

nahmen der Stadt von der Voranrneldung bzw. 

Entstehung des Bedarfs bis zur ' Übergabe 

an die verwaltenden und bauunterhaltenden 

Dienststellen. Bawnaßnahmen im Sinne dieser 

Geschäftsanweisung sind auch Maßnahmen der 

Maschinen-, Elektro- und Telekonununika..:. 

tionstechnik. 

Die Geschäftsanweisung gilt für Maßnahmen 

der' Stadt im Bereich der VOB bzw. der VOL. 

Soweit AUfgaben des Amtes für Organisa­

tion und technikunterstützte Informations­

verarbeitung - Aufgabenbereich ' Telekommu­
nikation - berührt sind, ist anstelle des 

Dezernats für Planung, Bauen, Umweltschutz 

und Stadterneuerung das Dezernat für All­

gemeine Verwaltung, Organisation und Per so­

nalwesen zuständig. 

Soweit in der 

verwaltlNlasamt 

wird, gelten 

Geschäftsanweisung das Bau­

als zuständig bezeichnet 

die jeweiligen Regelungen 

/ 
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sinngemäß auch für das Amt für Organisation 

undteGhnikunterstützende Informationsbear­

beitung. 

Die Geschäftsanweisung ist darauf abge­

stellt, daß die jeweiligen Leistungen durch 

Unternehmer erbracht werden. Bei der Durch­

führung der Arbeiten in Eigenregie sind 

die Bestimmungen für Unternehmerleistungen 

~inngemäß anzuwenden. 

Bei Beauftragung von freiberuflich Tätigen 

_und Fachfirmen gelten die Bestimmungen die­

ser Geschäftsanweisung, soweit im einzelnen 

nichts anderes ' bestimmt ist, für die je­

weils übertrag,ene Tätigkeit. 

Begri,ffe 

B e dar f s t r ä ger ist die j ewe'ilige 

Dienststelle, tür deren B~darf die Baumaß­

nahrne vorgesehen ist. Bei besonderen Bau­

maßnal?men , können Bedarfsträger und bauaus­

führende Dienststelle identisch sein (Stra­

ßen , Entwässerung, Grünflächen). 

Bau her r ist die Stadt Mannheirn. 

Pro j e k t lei t e r lenken Baumaßnah­

men von , besonderer Bedeutung, gegebenen­

falls dezernats- unddienststellenUbergrei­

fend. Der Dezernent für Planung, Bauen 

und Umweltschutz hat in diesen Fällen in 

der Regel zum Zeitpunkt der Vorplanung dem 

Oberbürgermeis~er auf Vorschlag der feder­

führenden Fachd~eQststelle einen Projekt­

leiter aus deren Bereich vorzuschlagen. Die 

Zuständigkeiten und Unterstellungsregelun­

gen werden von de~ Fachdienststelle unter 
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Mitwirkung des Bauverwaltungsamtes festge­

stellt und vom oberbürgermeister schrift­

lich verfügt. 

P 1 a n ver f ass e r im Sinne von § 45 

LBO ist der Leiter der Entwurfsbearbeitung 

der Baudienststelle, es sei denn, daß diese 

Zustandigkeit _ entsprechend der "Allgemei­

nen Dienst- und Geschäftsanweisung" (AGA) 

im Einzelfall durch den Dienstste~lenleiter 

ausdrücklich schriftlich delegiert wurde. 

Bei-Beauftragung von freiberuflich Tätigen 

oder Fachfirmen gelten diese als Planver­

fasser, wenn sie den gesamten Entwurf er­

stellen. 

P 1 a n f e r t i ger ist der für das 

Einzelprojekt zust~ndige Sachbearbeiter. 

Z e i c h.n e r ist der für die zeichneri­

sche Darstellung zustandige Mitarbeiter . 

Bau 1 e i t ernach dieser GeschAftsan­

weisung ist ein städtischer Mitarbeiter 

oder ein von der Stadt beauftragter freibe­

ruflich Tätiger, der die Anforderungen im 

Sinne des § 47 LBO erfüllt. 

F ach bau lei t e r werden für ein­

zelne Fachbereiche innerhalb eines Bauvor­

habens bestellt. .sie sind, für ihren Fach­

bereich verantwortlich und dem jeweiligen 

Bauleiter zugeordnet. 

Bau auf sehe r sind Mitarbeiter, die 

dem Bauleiter bzw. Fachbauleiter unter­

ste.llt sind. Sie, werden zur Unterstützung 

des B~uleiters ' und zur ständigen Aufsicht 

auf der 'Baustelle eingesetzt. 

.' 



1.3 

Anlage 2 

1. 3.1 

1.3.1.1 

Anlage 1 

1.3.1.2 

1. 3.2 

1.3.2.1 

- 4 -

Aufgaben und Verantwortung der arn Bau Be­

teiligten 

(siehe hierzu auch Anlage zur GA-Bau) 

Bauherr 

Die Funktion des Bauherrn im Sinne des § 44 

LBO obliegt dem Dienststellenleiter des Be­

darfsträgers. 

Er hat auch Bauanträge gemäj3 _ § 53 Abs. 4 

LBO zu unterzeichnen. 

Soweit für Maßnahmen des Verkehrswegebau­

es einschließlich Oberbrückunqen, Untertun­

nelungen, ~ür Entwä.sserungsanlagen und tür 

sonstige Anlagen keine Baugenehmi.gungen er­

forderlich sind , trägt der -Dienststellen­

leiter für diese Maßnahmen auch die Verant­

wortung für die Einhaltung der baurechtli­

ehen Vorschriften. 

Projektleiter 

Der Projektleiter hat bei Baumaj3nahmen fol­

gende AUfgaben: 

Leitung.des (Gesamt-)Projekts im Umfang 

der übertragenen Zuständigkeiten und 

Befugnisse, 

Koordination des Ablaufs einer Maßnahme 

vom Entwurf bis zur Abrechnung, 

Schaffung der Voraussetzungen für eine 

ungehinderte Baudurchführung, 

Überwachung der wirtschaftlichen Ver­

wendung von Haushaltsmitteln und recht- ­

zeitiges Einleiten von Maßnahmen zur 

evtl. Erhöhung der genehmigten Mittel, 
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Fachaufsicht über die Tätigkeit aller 

nach Nr.' 1.2.4 bis Nr. 1.2.9 tätigen 

Personen einsehl. Kontrolle über die 

'ordnungsgemäße Führung der j3autagebü­

cher, -

Wahrnehmung' der Bauherrenfunktion . 

Soweit ein Projektleiter nicht bestellt 

ist, nehmen der Dienststellenleiter so­

wie/oder die ' jeweiligen AbteilungSleiter 

der federführenden Baudienststelle dessen 

Aufgaben wahr. 

Planverfasser 

Der Planverfasser übernimmt durch seine Un­

terschrift die Verantwortung für den Inhalt 

der Entwurfs- und , Ausführungsplanung in 

folgenden Beziehungen: 

DurchfÜhrbarkeit.. Zweckmä~igkelt und 

Wirtschaftlichkeit, ~, 

Notwendigkeit etwaiger Abweichungen von 

den in Nr. 1.3.4 genannten Bestimmun-
_ gen, 

Soweit Teile eines Entwurfs an freiberuf­

lich Tätige oder Fach'firmen vergeben wer­

den ', haben diese ihre Unterlagen verant­

wortlich zu unterzeichnen. Für die Gesamt­

maßnahme bleibt jedoch der Planverfasser 

verantwortlich. 

Eei Planungen, an denen mehrere, Dienststel­

len beteiligt sind. gelten die jeweiligen 

Dienststellen für ihren Arbeitsbereich als 

Planverfasser. 

..i_ 
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Plan fertiger _ 

Der Planfertiger ist auf seinem Fachgebiet 

verantwortlich für die Beachtung der für 

die jeweilige Entwurfs- und Aus führungs­

planung maßgebenden Bestimmungen und Geset­

ze, insbesondere auf den Gebieten des Bau­

rechts, Immissionsschutzes; Verkehrsrechts~ . 

Wasserrechts, Brandschutzes, ~ehinderten­

vorsorge und der Arbeitssicherheit. 

Er ist darüber hinaus verantwortlich für 

die Einarbeitung der Ergebnisse alle;r Vor­

untersuchungen und Verhandlungen, der st~­

tischen Vorberechnungen, der Auflagen aus 

einer Planfest~tellung, der Verpflichtungen 

gegenüber ' Dritten und der Behandlung der 

Stellungnahmen aller beteiligten Stellen. 

Zeichner 

Der Zeichner ist verantwortlich für die 

Vollständigkeit der zeiChnerischen Dar­

stellung, 

Richtigkeit der Übertragungen, 

Einhaltung der· entsprechenden Planzei­

chen, 

rechnerische Richtigkeit aller Ma~e, 

not~endigen technische~ B~rechnungen, 

notwendigen Massenermittlungen. 

Bauleiter, Fachbauleiter 

Für jede von Unternehmern' auszuführende 

Bauleistung haben die für die Bauausführung 

zuständigen Fachabteilungsleiter Bauleiter 

und erforderlichenfalls Fachbauleiter und 

B·auaufseher zu ~estimmen. 
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. 
Der Bauleiter hat für die Aufrechterhaltung 

der allgemeinen Ordnung auf der Baustelle 

zu sorgen und das Zusammenwirken der ver­

schiedenen Unternehmer zu regeln. Er ist 

befugt, Anordnungen gemä~ § 4-Nr. 1 Ahs. 3 

VOB/B zu treffen, ohne die Verantwortlich­

keit des Unternehmers gemäß § 46 LBO sowie 

§ 330 Strafgesetzbuch und § 4 Nr. 2 Abs. 1 
..-/ 

VOB/B bzw. § 4 Nr. 1 VOL/B einzuschränken. 

Der Bauleiter und die Fachbauleiter haben 

die Aufgabe, die vertragsgemäße Durchfüh- _ 

rung der Leistungen der Auftragnehmer zu 

aber.wachen und- darauf zu' achten. daß nach 

den allgemein anerkannten Regeln der Tech­

nik verfahren wird und die wirtschaftlichen 

Belange der Stadt gewahrt werden. Thnen 

obliegt es,'insbesondere darauf zu achten. 

daß die Auftragnehmer ihre Leist'ungOen nach 

den. vertraglichen Abmachungen sach- und 

fachgemä~ durchführen. Diese Überwachung 

unterscheidet sich von der Bauleitung des 

Unternehmers dadurch, daß sie keirie Anord­

nungenfür die einzelnen Arbeitsvorgänge 

umfaßt, sondern auf zeitlich begrenzte Be­

obachtung der Arbeitsvorgänge geschrAnkt 

ist. D~e Bauleiter haben jede Baustelle re­

gelmäßig. soweit erforderlich täglich, auf­

zusuchen. Anordnungen dürfen nur an den 

Bevol~ächtigten des Unternehmers gerichtet 

werden. 

Bei nach § 1 LBO nicht unter die Be-
-

stimmungen dieses Gesetzes fallenden Stra-

ßen-, 

beiten 

Entwässerungs- und Landschaftsbauar­

und bei nqch § 52 LBO genehmigungs-

freien Vorhaben ist ,besonders zu berück­

sichtige~, daß die Bauleitung der Stadt die 

Bauordnungsüberwachung wahrzunehmen hat und 
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daß der Bauleiter im Stande sein muß, sich 
erforderlichenfalls gegen den AUftragnehmer 

durchz'usetzen. 

Bei Regie?rbeiten hat der Bauleiter die bei 
Vertragsarbeiten dem Unternehmer nach § 46 

LBO und § 4 Nr. 2 VOB/B bzw. § 4 Nr. 1 

VOL/B übertragene Verantwortung ebenfalls 

zu übernehmen. 

Die ständige und rechtzeitige Unterrichtung 
des Fachabteilungsleiters bzw. Projektlei­

ters über alle den Ablauf der Gesamtmaßnah­

me beeinflussenden Umstände und Ereignisse, 

insbesondere die Baumittelverwendung, ge­

hört ebenfall's zu den Pflichten des Baulei!'"" 

ters. 

Bauaufseher 

Dem Bauaufseher obliegen . folgende Aufgaben: 

Überwachung der Bauausführung auf Ein­

haltung der Maße entsprechend den Aus­

,führungsplänen und der Güte aller Bau-

stoffe , nach den Vertragsgrundlagen, 

Mitwirkung bei Aufmaßen und Feststel­

lung der Massen bei Leistungen und Lie­

ferungen auf Nachweis, 

Überwachung der' Bauzeiten, 

Einschreiten bei Verstößen gegen die 

Sicherheitsregeln am Bau, 

Kontrolle der angeordneten Verkehrssi­

cherungseinrichtungen. 

Eignung der eing~setzten Mitarbeiter 

Die Baudienstste~len haben dafür einzuste­

hen, daß die baulichen Anlagen allen Anfor­

._ derungen der . Sicherheit und Ordnung genü­

gen. Diese Sicherheit und Ordnung ist nur 

\ 
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gewährleistet, wenn bei ~er Planung, Aus­
fÜhrung und Unterhaltung der Bauten geeig­

nete Mitarbeiter eingesetzt werden. 

Es ist dafür zu sorgen, daß die eingesetz­

ten Mitarbeiter nach Vorbildung, Ausbildung 
und Erfahrung fachlich ihren Aufgaben ge­
wachsen sind. 

Bei Baudurchführung in Eigenregie haben~tlie 

Aufsichtskräfte die Aufgabe zu erfüllen, 
die . bei Unternehrnerbauten von Polieren, 

Schachtmeistern, Vorarbeitern und derglei­

chen wahrgenommen werden. Es ist dafür zu 

sorgen, daß diese AufsichtskrAfte der Stadt 

eine entsprechende Eignung besitzen. 

Zuständigkeiten 

Bedarfsträger 

Der Bedarfsträger hat den Umfang und Inhalt 

der notwendigen Baumaßnahmen anzugeben. Die 
dafür erforderlichen Beschlusse der Fach­

ausschüsse sind vom Bedarfsträger zu veran­

lassen. 

Bauausführende Dienststellen 

Für die Planung und Durchführung von Bau­

ma~nahmen sind die einzel,nen Baudienststel­
len entsprechend dem Aufgabengllederungs­

plan i~soweit fachlich zuständig, als diese 

durch den Bedarfsträger tür die jeweilige 

Baumaßnahme beauftragt werden. 
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Beschaffungen 

Die Beschaffung der für die Durchführung 

der Baumaßnahmen erforderl~chen Gegenstände 

und Materialien ist in der Vergabeordnung 

geregelt. 

Abgrenzung der 

FachbereIchen 

Zuständigkeiten zwischen 

Federführende Dienststelle für das- jewei­

lige Projekt ist die für den überwiegen­

den Teil nach dem Aufgabengliederungsplan 

zuständige Dienststelle. 

Dienststelle -mit mehreren 

gilt dies sinngemäß. 

Innerhalb einer 

Fachabteilungen 

Die federführende Dienststell~ hat Baulei­

stungen oder Einrichtungen anderer Di'enst­

stellen in den Entwürfen und bei der Bau­

durchführung zu berücksichtigen. 

Vorplanung 

Voranrneldung von Bauvorhaben 

Die Bedarfsträger haben rechtzeitig vor 

Aufstellung des 

rem zuständigen 

schäftsbereich 

HaushaltsplaneQ mit ih­

Dezernat die in ihrem Ge­

beabsichtigten Bauvorhaben 

abzustimmen. Hierbei 

ben gleichzeitig ein 

gramm mit vorzulegen. 

1st bei Hochbauvorha­

genehmigtes Raumpro-

-Oie BedarfstrA-yer haben über das Dezernat 

für Planung, Bauen, Umweltschutz und Stadt­

erneuerung die jeweilige Baudienststelle 

zu veranlassen, eine überschlägige Kosten-
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sChätzung (im Hochbau mindestens nach Raurn­

inha~tQn, Gebäude flächen oder Nutzeinheitan 

entsprechend DIN 276 Teil 3, Anhang A) an­

hand eines Planungskonzeptes zu erstellen. 

Für den Vorschlag zur Finanzierung der Maß­

nahme und die Einstellung in den Haushalts­

plan ist der jeweilige BedarfstrAger ver~ 

antwortlich. 

Bei kornrnunalpolitisch und städteplanerisch 

bedeutsamen Projekten ist der Planungsbei­

rat entsprechend seiner durch den Gemeinde­

rat festgelegten Aufgabenstellung Uber das 

Dezernat für Planung, Bauen, . Umweltschutz 

und· Stadterneuerung zu informieren und um 

s~ine beratende -Stellungnahme zu bitten. 

Grundsätzlich sind Einzelma~nahmen von be­

sonderer kommunalpolitischer Bedeutung so 

früh wie möglich dem AUT . zur allgemeinen 

Unterrichtung, gegebenenfalls zur grund­

&~tzllchen Genehmigung, vorzulegen. 

Globalmaßnahmen 

Für 1n Samrnelansätzen veranschlagte Maßnah­

men ist unabhängig - von den Regelungen Nr. 

2.1.1 und 2.1.2 jeweils bis zum 1. Oktober 

eines jeden Jahres eine Liste aufzustellen, 

mit der nach Beratung im AUT die Verwaltung 

beauftragt wird, die Maßnahmen zur Ausfüh­

rung vorzubereiten. 

In ~iese ·Liste sind außer d~n Herstellungs­

kosten auch die ~ufwendungen der MVV für 

die VeFlegung von Versorgungsl~itungen und 

Betriebs~nrichtungen sowie die Aufwerrdun­

gen für die Straßenbeleuchtung aufzunehmen. 
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Mit der Genehmigung dieser Listen gelten 

alle darin enthaltenen Mapnahmen als geneh­

migt. 

Die endgültige Höhe der Gesamtkosten der 
jeweiligen - Einzelmapnahme ergibt sich aus 

dem durch den Bedarfsträger verantwortlich 

zu veranlassenden und ~ei Kostenänderungen 
fortzuschrei,benden Kostenanschlag. 

Raumprogramrne 

Zuständigkeiten 

Für die Hochbauvorhaben, die zum Haushalts­

plan angemeldet werden sollen, hat der 

Bedarfsträger über das zuständige Dezer­

nat unter ' fachlicher Mitwirkung des Hoch­

bauamtes das beabsichtigte Raumprogramm ge­

nehmigen zu lassen. Dabei ist 1m Benehmen 

mit dem Personalarnt auch die Schaffung von 

Dienstwohnungen zu prüfen. 

Der BedarfstrAger leitet das beabsichtigte 

Raurnprogramm in 2-facher Ausfertigung dem 

Amt für Organisation und technikunterstütz­

te Informationsverarbeitung zur ~rüfun~ und 

Genehmigung zu. 

Das genehmigte Raumprogramrn leitet der Be­

darfsträger - sofern das Hochbauarnt beauf­
tragt - über das zuständige Fachdezernat 

und das Dezernat für Planung, Bauen, Um­

weltschutz -undStadterneuerung dem Hoch­

bauamt zur flanung weiter. Das. genehmigte 

Raumprogramm i~ verbindlich. 

". 
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Inhalt des Raumprogramrns 

Das Raumprogramm besteht aus: 

einer Einzeldarstellung des Raumbedarfs 

nach Muster, 

einer ausführlichen Begründung und 

ralls er!orde:rlich einer sk.izzenharten 

Darstellung. 

Bei vorgesehener Umnutzung eines bestehen­

den Gebäudes ist die Stellungnahme des 

Hochbauamtes beizufügen. 

Die Begründung 8011 folgende Angaben ent­

halten: 

allgemeine Erlauterung der Notwendig­

keit der MaßnalJ,me .evtl. unter Hinweis 

auf bereits vorliegende Untersuchungen 

über den Gesamtbedarf (z.B. langfristi­

ge Aufgabenplanung), 

Schilderung des Ist-Zustandes , evtl. 

anhand ~iner Bestandsaufnahme, 

Vorschläge für ' die Befriedigung des 

. Rawnbedarf s (z . B • Kau f, Neubau, Erwei­

terungsbau, Umbau, Anmietung ) sowie für 

eine etwaige Auf teilung des Vorhabens 

in Bauabschnitte. gegebenenfalls Dar­

stellung von Alternativlösungen, 

Darstellung des . Rationalisierungsef­

fekts als Ergebnis einer . Überprüfung 

der Ablauforganisation, 

Angaben über die Standortwahl. Lage und 

GrOße des Grundstücks, 

Bezeichnung der frei werdenden Objekte 

und Grundstücke , 

Übersicht über den Bedarf an Freiflä­

chen (z.B. für Lagerzwecke oder Stell-
, 

flächen für Kraftfahrzeuge), 
"-.Angaben über den gegenwärtigen Perso-

nalbestand sowie über seine künftige 
-" 
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Entwicklung anhand ' von Untersuchungen 

über notwendige Aufgabenerweiterungen 

oder die Übernahme neuer Aufgaben, 

Ermittlung der erforderlichen Raum- und 

Flächenreserven sowie der' Erweiterungs­

möglichkeiten für den zukünftigen Be­

darf, ferner Vorschläge für eine vor­

übergehende anderweitige Verwendung der 

Reserven, 

bei Lehr-, Unterrichts-, Verwaltungs-, 

Sitzungs- und Bibliotheksräumen Angaben 

über die Zahl der Benutzer, über Stun­

dentafeln, Studienpläne, Sitzungskalen­

der oder ähnliche atat,iatiache Unterla­

gen sowie eine Berechnung über die vor­

aussichtliche Auslastung der beantrag­

ten Räume. 

Möglichkeiten der Mehrfach- oder Mehr­

zwecknutzung von ' Gebäuden, Gebäudetei­

len, Räumen und Freiflächen. nie Prü­

fung hat gemeinsam mit dem Amt für Or­

ganisation und technikunterstützte In­

formationsverar~eitung zu erfolgen. 

Besteht ein Bedarf, so sind die hierfür 

auszuweisenden Flächen so zu bemessen, 

da~ sie für mehrere Zwecke ausreichen. ' 

Angaben . über die Notwendigkei t einer 

flexiblen und variablen Raumgestaltung 

für bestimmte Bereiche unter Berück­

sichtigung der damit verbundenen höhe­

ren Baukosten , 

Angaben über die Berücksichtigung der 

Erfordernisse für Behinderte. 

Bemessungsgrundlage für den Raumbedarf 

Beim hufBtelle~ von Raumprogrammen 8ind 

folgende Bemessungsgrundlagen möglich: 

Standard- oder Musterraumpr~gramme für 

bestimmte Arten von Zweckbauten {z.B. 
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Raum- und Einrichtungsprogramm 

Schulen) • 

Raurnbedarf-Richtwerte. 

für 

Erfahrungswerte aus e~nschlägiger Fach­

literatur oder aufgrund vergleichbarer 

Bauvorhaben. Die Zuordnung der Räume 

ist unt~r Berücksichtigung des Arbeits­

ablaufs und des Inforrnationsflusses 

resl:ztiiegen. 

Die Richtlinien des Arbeitsschutzrechts 

sind dabei zu beachten. 

Flächendefinitionen sowie Flächenaufwand 

Bei der Aufstellung der Raumprogramme sind 

einheitliche Fläehen- und Raurnbezeiehnungen 

zu verwenden. 

In - dem Raumprogramm ist die Nutzflä-

ehe (Bürofläche, Büronebenräume, Registra-
-

turen, . Werkstätten usw.) - zu erfassen. Die 

allgemein~n Verkehrs flächen sind flächenmä­

~ig zunächst zu beschreiben. D~r Bedarf an 

besonderen Verkehrs flächen ist einzugeben .. 

Das gleiche gilt für den Stellplatzbedarf. 

Um die Anwendung von Bausysteme~ in Modu­

larordnungen zu ermöglichen, sind bei der 

Planung mOdulbedingte Abweichungen bis zu 

* 3 % von der genehmigten Gesarntfläche zu­

lässig. 

Bereitstellung des Grundstücks 

Bevor" ein Baugrundstück für die Stadt er­

worben oder - wenn die Stadt bereits Eigen­

tümer ist - für die Bebauung bereitgestellt 

wird, ist über jedes für die Bebauung vor­

gesehene Grundstück auf ,Veranlassung des 
' " 
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Bedarfsträgers vom S~adtplanungsamt im Ein­

vernehmen mit den ausführenden Baudienst­

stellen ein baufachliches Gutachten über 

Eignung und Erschlie~ung nach wirtschaftli­

chen Gesichtspunkten zu fertigen. -

Die Untersuchung hat sich zu erstrecken 

auf: 

die vorgesehene Nutzung im Flächennut­

zungsplan, 

den Stand eines etwaigen Bebauungsplan­

verfahrens, 

den Stand eines etwaigen Umlegungsver­

fahrens, 

die Größe und Form des Grundstücks und 

Erweiterungsmöglichkeiten, 

die Höhenlage und OberflAchengestaltung 

des Baugeländes, 

die Art der Umgebung, 

die Lage im Stadtgebiet und zu den öf­

fentlichen Verkehrsmitteln, 

die Beschaffenheit und Tragfähigkeit 

de.s Baugrundes, 

den bekannten höchsten Stand des Grund-

wassers, 

die zulässige Bebaubarkeit pach dem Be~ 

bauungsplan, 

die Erschließu~g des Grundstücks ( Zu­

gänge, Möglichkeiten der Ver- und Ent­

sorgung, . Höhe der Anlieger- und Stra­

ßenbaukosten), 

Anforderungen nach dem Immissions-

sChutzgesetz, 

etwaige tür die Bauaueführung in Frage 

kommenden privatrechtlichen Beziehungen 

zu den Nachbargrundstücken, 
) 

besondere 5elClstungen des Gru"ndstüCks, 

bei erforderlich werdendem Grunderwerb 

die Angemessenheit des Kau~preises . 
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Die Grunderwerbsverhandlungen und die dafür 

nötigen Vermessungsarbeiten sind so früh 

als möglich einzuleiten. '_ Mit Bauarbeiten 

auf oder unter fremden Grundstücken darf 

erst begonnen werden, wenn die Grunder­

werbsverhandlungen abgeschlossen sind. Ge­

linot das nicht rechtzeltio. so muß ver­

sucht werden, die Einwilligung der Grund­

stückseigentümer zu erlangen. Für alle Ver­

handlungen zum Erwerb von Grundstücken und 

zur Erlangung von Grunddienstbarkeiten so­

wie für vorübergehende Inanspruchnahme von 

Grundstücken und den Abschluß der dafür 

notwendigen Vereinbarungen 1St das Liegen­

schaftsamt zuständi~. 

Für Baugrundstücke, die durch Bestellung 

einer Grunddienstbarkeit bereitgestellt 

werden, gelten die Absätze 2.4.1 bis 2 . 4.3 

entsprechend. 

Einstellung in den Haushaltsplan 

Haushaltsvorschriften 

Die erforderlichen Baumittel sind für den 

Entwurf des Haushaltsplans bzw. eines evtl. 

Nachtragshaushaltsplans sowie für:die Fi­

nanzplanung {Ihvestitionsprogramm} vom Be­

darfsträger rechtzeitig anzumelden. Maßge­

bend für die Veranschlagung sind die §§ 7, 

9, 10 und 24 GemHVO~ 

Erforderliche Unterlagen 

nie Baudienststelle erhält vom Bedarfsträ­

ger Ober Dezernat für Planung , Bauen, Um­

weltschuez und Stadterneuerung den Auftrag, 

die Planung durchzuführen. Dazu gehören der 

. ' 
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Vorentwurf, der Kostenvoranschlag (im Hoch­

bau Kostenberechnunq mindestens nach Raum­

inhalt und detaillierter Ermittlung der Ko­
sten der Installationen und sonstigen Anla­

gen und Einrichtungen entsprechend DIN 276 

Teil 3 Anhang B) einschlie~lich der zu ver­

anschlagenden städtischen Planungs- und 

Bauleitungskosten sowie der Vermessungsko­

sten; au~erdem bei Zuschu~maßnahmen die vom 

Zuschußgeber vorgeschriebenen Unterlagen­

und die Beschreibung der Baumaßnalune (im 

Hochbau Objektbeschreibung nach DIN 276) . 

. Ferner zählen ' dazu die Zusammenstellung 

der objektbezogenen Einnahmen, die Dar­

stellung des jährlichen Mittelbedarfs und 

die "Schätzung der entstehenden jährlichen 

Haushaltsbelastungen nach Fertlgstellunq 
der Bauma~nahrne", die von der Baudienst­

stelle gegebenenfalls entsprechend den je­

weils gÜltigen Vordrucken der Finanzverwal­

tung in Zusammenarbeit mit dem Bedarfsträ­

ger zu erstellen sind~ 

Der Kos.tenvoranschlag rnu~ alle mit der j e­

weiliqen Maßn~e zU5rummenhangende~, ein­

schließlich der für Arbeitsschutz, B~and­

schutz, Immissionsschutz, Denkmalschutz, 

Naturschu.tz usw. - aufzuwendenden Kosten ,er­

fassen unabhängig von etwaigen Kostenbe­

teiligungen, verschiedenen Zuständigkeiten, 

unterschiedlichen Verrechnungsstellen oder 

- bei Maßnahmen, die sich über mehrere Jah­

re erstrecken - der HOhe der für den jewei­

l10en Veranschlagungszeitraum vorgesehenen 

Mittel. 

Bei Ma~n9-hmen ll!2-t längerer als l-jähriger 

Bau- bzw. Vorlaufzeit ist unter Zugrundele­

gung des für das Bauwerk in Frage kommen­

denden Baupreisindexes die geschätzte Ver-
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teuerung gesondert zu berechnen und den 

Baukosten zuzuschlagen. Dabei ist der der 

Berechnung zugrundeliegende Preisstand an­

zugeben. 

Die Vorentwurtspläne sind nach Fertigstel­

lung von den jeweiligen Dezernenten und den 

' jeweiligen Bedarfsträgern im Benehmen mit 

dem Hochbauamt -sofern mit der Planung 

beauftragt - gegenzuzeichnen. 

Nur Maßnahmen, für die Pläne und Kostener-

- _ mittlung mindestens entsprechend den Vor­

aussetzungen dieses Abschnittes vorliegen, 

.können in den Haushal tS,plan aufgenonunen 

werden. Dies trifft für Globalansätze (sie­

he Nr. 2.2) nicht zu. 

Verfahren 

Bevor eine Einzelmaßnahme in den Haushalts­

plan eingestellt wird, ist" auf der Grundlo.-
" ~ 

ge . der Beschlüsse der F,achausschüsse (Nt. 

1.5.1) in der Regel die ·Genehmigung des AUT 

(Maßnahrnegenelunigung ) herbeizuführen. Die 

Genehmigung wird mit dem Beschluß des Haus­

haltsplanes durch den Gemeinderat wirksam. 

Ergibt die Ausführungsplanung höhere Kosten 

als die bisher genehmigten Gesamt'kosten, 

-sind diese vor Baubeginn zur Genehmigung zu 

beantragen. 

Wenn in Ausnahmefällen die Regelvorausset­

zungen des vorstehenden Absatzes vor Auf­

. stellung des Haushaltsplanes nicht erfüllt , 
werden können,. is't die Maßnahmegenehmigung 

des AUT nach Abschluß der Planung einzu­

holeq. '-
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Die jeweils erforderliche Maßnahrnegenehmi­

gung tür die in Global~nsatzen enthaltenen 

Einzelmaßnahmen erfolgt mit dem Beschluß 

der Liste gern. Nr. 2.2.1 bis Nr. 2.2.4. 

Beauftraqunq Freischaffender, Wettbewerbe 

Sofern die . Kapazität der technischen 

Dienststellen nicht ausreicht, können frei­

beruflich Tätige oder Fachflrmen beauftragt­

werden. In diesen FAllen hat der jeweilige 

Dienststellenleiter den Bedarf festzustel­

len. Das Ergebnis ist schriftlich fest-zu­

halten. Bei Honorarbeträgen einschließlich 

Nebenkosten über '. 30.000,-:" DM brutto ist 

über das Bauverwaltungsarnt die Zustimmung 

zur Beauftraqun~ durch das Dezernat für 

Planung, Bauen, Umweltschutz und Stadter­

neuerung einzuholen. Das Ba~verwaltungsarnt , 
hat ~ Rahmen der veranschlagten Haushalts­

ansätze einen entsprechenden Vertrag abzu­

schließen. 

Für die Beauftragung von Sonder fachleuten 

gilt Nr. 2.6.1 entsprechend. 

Bei Maßnahmen von kommunalpolitischer Be­

deutung - besteht die Möglichkeit, Architek-

tenwettbewerbe für 

ben-durchzufuhren. 

beabsichtigte Bauvorha­

Die Mittel dafür sind. 

vom Bedarfsträger zu beantragen. 

Zuschußanträge 

- - , 

Für BaumaßnahrnBQ, die nach den einschlägi-

gen Richtlinien des Bundes 

bezuschußt werden oder an 

Dritte zu beteiligen sind 

und des Landes 

deren Kosten 

bzw. für die 
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zinsgünstige Darlehen gewährt werden, sind 

rechtzeitig vor Einstellung der Maßnahme" 

in den Haushaltsplan die entsprechenden An­
träge zu stellen bzw. Verhandl~ngen einzu­

leiten. Für die Anträge und Verhandlungen 

ist das Fachdezernat des BedarfstrAgers zu­

ständig. Für Sonderprogramme gilt entspre­

chendes. 

Baugenehmigung 

Für die nach § 51 LBO genehmigungspflich­

tigen Vorhaben ist vor Beginn der Ausfüh­

rungsplanung die Baugen~hmigung zu beantra­

gen. Fur die Pläne ist die Bauvorlagenver­

ordnung m~ßgebend. 

AusführungsDlanung 

Allgemeines 

Die Baudienststellen haben nach der Geneh­

migung der VorplC3:nung die ausführungsre'ifen 

Unterlagen aufzustell~~ oder ,sich gegebe­

nenfalls hierfür freiberuflich Tätiger oder 

Fachfirmen nach Maßgabe der Nr. 2;6 zu be­

dienen. 

Soweit für die Aufstellung der Leistungs­

verzeichnisse einzelner Gewerke bzw. Lei­

stungsgruppen EDV-Ve~fa~ren verwendet wer­

den, sind die Anforderungen der Verfahren 

- die in Arbeitsanleitungen usw. festzule­

gen sind - maßgebend. Die Gliederung der 

Leistungsverzeichnisse ist nach den Erfor­

dernissen des EDV-Verfahrens "Mittelverwen­

dungskoIltrolle" vorzunehmen. 
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Bestandteile der ausführungs reifen Unter­

lagen 

Die ausführungsreifen Unterlagen bestehen 

aus den Ausführungszeichnungen, den Detail­

zeichnungen, den ' sta,tischen Unterlagen und 

sonstigen "Berechnungen, der ausführlichen 

Baubeschreibung und dem detaillierten Ko­

~tenanschlag (im Hochbau Kostenansch~ag 

nach DIN 276 Teil 3 Anhang C). Ferner'ge­

hören dazu die endgültige Zusanunenstellung 

der objektbezogenen Einnahmen, die Darstel­

lung des" jährlichen Mittelbedarfs und die 

endgüitige Schätzung der ents~ehenden jähr-

lichen Haushaltsbelastungen nach Fertig­

stellung der Bauma~nahme. 

Zu den Unterlagen gehören je nach Lage 

des Einzelfalles Geländeaufnahmen, Untersu­

chungen der , BOden- und Wasserverhältnisse, 

Featstellungen, ob sich Ver- und Entsor­

gungsleiturigen oder andere Anlagen im Bau­

gelände befinden; au~erdem gehören dazt:l et­

wa notwendige Gutachten und Genehmigungen. 

Hierbei ist es in der Regel erforderlich, 

andere Dien"ststellen und Behörden zu betei­

ligen. Insbesondere ist das der Fall bei 

Kreuzungen, und Inanspruchnahme von Anlagen 

der Deutschen Bahn AG, der Wasser- und 

Schiffahrtsverwaltung, ' der Energieversor­

gungsträger usw. Das unter Nr. 2.5.2.3 ge­

sagte gilt entsprechend. 

Werden der Planung Ma~e vorhandener Bauwer­

ke zugrunde gelegt, so sind ' sie vor der 

Ausarbeitung der ausführungsreifen Unterla­

gen auf ihre Richtigkeit zu prüfen. 
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Anf<?rderungen an die ausführungsreifen Un­

terlagen 

Die zeichnerischen Darstellungen müssen den 

einschlägigen DIN und Richtlinien entspre­

chen. 

Die Kostenanschläg_e sind entsprechend der 

Glied~rung der Leistungsverzeichnisse auf­

zustellen. Die Massenangaben müssen de­

nen der Leistungsverzeichnisse entsprechen. 

Aus diesem Grund sind die Kostenanschläge 

im gegenseitigen Einvernehmen zwischen der 

bauausführenden und der planenden Stelle 

aUfzustellen. 

Der Inhalt der Kostenanschläge und Aus­

schreibungsunterlagen muß so umfassend 

sein. da~ Nebenarbeitt;:!n und Mi~verständnis­

se, die eine Preiserhöhung zur Folge haben 

können, möglic~st ausgeschlossen sind und 

Stundenlohnacbeiten weitestgehend vermieden 

werden. 

Jede Aus fÜhrungs zeichnung muß von der Bau­

dienststelle durch Unterschrift zur Ausfüh­

rung freigegeben sein. Das gleiche gilt, 

wenn die Ausführungsplanung von - Dritten 

durchgeführt wurde. 

An einer AUSführungsplanung können grund­

sätzlich wesentliche Anderungen nicht mehr 

vorgenommen werden. 

\~ .• 
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Freigabe der Mittel 

Mi t der Ver'anschlagung von Ansätzen im 

Haushaltsplan stehen die , Mittel noch nicht 

zur Bewirtschaftung zur Verfügung. Sie kön­

nen erst in Anspruch genommen werden, wenn 

die haushalts rechtlichen Voraussetzungen 

gegeben - sind. 

Baudurchführung 

Ausführungsunterlagen 

Kernstück für die Vergabe von Boulei5tun­

gen ist das Leistungsverzeichnis. Die Glie­

derung und der Inhalt des Leistungsver­

zeichnisses haben sich unter Beachtung 

der , Bestimmungen der Mittelverwendungskon-. ' 

trolle, ' nach § 9 VOB/A, den Allgemeinen 

Technischen Vertragsbedingungen für Baulei­

stungen (VOB/C) nach DIN 18 299 sowie in 

den jeweiligen Abschnitten 0 (Hinweise für 

das Aufstellen der Leistungsbeschreibung) " 

§ 8 VOL/A, den einschlägigen Leistungsbü­

chern und den Zusätzlichen und Besonderen -

Vertragsbedingungen zu richten. 

Führen die Baudienststellen Leistungen mit 

eigenen Arbeitskräften durch, so hat ,die 

mit der Bauaus!ührung , beauftragte Stelle 

alle Maßnahmen ' zu treffen, die - bei Un­

ternehmerleistungen dem Auftragnehmer ob­

liegen. 

nie zur Bauausführung nötigen Unterlagen 

(genehmigte Ausfü~runqspläne, Absteckpläne; 

Massenermittlungen, Baugenehmigungen usw.) 

sind der bauausf,ührenden Stelle ',· so zeitig 

zu übergeben, da~ die einleitenden Bau- und 
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Verwaltungsma~nahmen und die Baudurchfüh­

rung selbst nicht behindert werden. 

Für die planmA~ige Durchführung von Bau­

vorhaben sind BauzeitenplAne aufzustellen 

und fortzuschreiben, erforderlichenfalls in 

Ne,tzplanform . 

Für die Erfassung der Zeiten und Daten ist 

der jeweilige Bauleiter/Fachbauleiter zu­

stAndig. 

Die der Stadt als Auftraggeber obliegenden 

Vermessungsarbelten (VOB/B § 3 Nr. 2) sind 

so zeitig zu veranlassen und durchzuführen, 

da~ sie Beginn und Fortgang der Bauarbeiten 

nicht verzögern. 

Die vom Verrnessungsamt ausgeführten Abstek­

kungen für Lage uJ:t.d Höhe werden der bau­

überwachenden Stelle örtlich übergeben. Von 

den Absteckungsunterlagen erhält sie eine 

Ausfertigung. Die Übergabe der Absteckungen 

ist in das Bautagebuch einzutragen. 

" 

Berühren 'Bauarbeiten die Belange Dritter, 

so ist, ihre zeitliche Durchführung mit den 

Erfordernissen der Betroffenen abzustimmen. 

Setzt die Baudurchführung' das Einverständ-

nis oder Maß'nahmen von anderen Behörden, 

Nachbarn oder anderen Dritten voraus, so 

sind die Verhandlungen rechtzeitig einzu­

leiten und, abzuschließen. 

Sind nach der Erfahrung Schäden an NacPbar­
grundstÜCken, insbesondere -gebäuden zu be­

fürchten, so ist Q,urch unabhängige Sachver­

stAndfge ein Beweissicherungsverfahren vor 

Beginn d~ betreffenden Arbeiten durchzu­

führen. 
\L 
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Erforderlichenfalls ist der Abschlu~ von 

Bauwesen- bzw. Bauherrnhaftpflichtversiche­

rungen im Einvernehmen mit dem Bauverwal­

tungsamt zu regeln. 

Ausschreibungen 

Erst nach Freigabe der Mittel sind in der 

Regel die Arbeiten nach Maßgabe des § 31 

GemHVO auszuschreiben. 

nie Zuständigkeit des Bauverwaltungsamtes 

für die Ausschreibung der Leistungen und 

Lieferungen regelt die Vergabeordnung. Die 

'vollständigen Ausschreibungsunterlagen sind 

von den fachlich zuständigen Baudienststel­

len der Verdingungsstelle des Bauverwal­

tungsamtes zu übergeben. 

Die Einholung von Angeboten 1m Rahmen 

der zuständigkeit der Baudienststellen wird 

hiervon nicht berührt. 

Für die Art der Ausschreibung sind die -ein­

schlägigen Bestimmungen der GemHVO und der 

Vergabeordnung de'r Stadt maßgebend_. 

Sofern Leistun-gsverzeichnisse nicht von 

der zuständigen Baudienststelle aufgestellt 

werden, sollen sie von unabhängigen .,Pach­

büros angefertigt werden. Unabhängig davon 

ist es möglich, eine Leistungsbeschreibung 

mit Leistungsprogramm auszuschreiben. 

Im Leistungsverzeichnis sind Bedarfs- und 

Alternativposit~onen als solche zu kenn­

zeichnen und nur im technisch notwendigen 

Umfang auszuweisen. 
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Be.i zu vereinbarenden Vorauszahlungen - so­

weit haushalts rechtlich möglich - auf Bau­

leistungen/Leistungen im Sinne von § 16 

Nr. 2 VOB/B bzw. § 17 Nr. 1 VOL/B sind die 

zu erzielenden wirtschaftlichen Vorteile 

dem Wettbewerb zu unterwerfen. Entsprechen­

de Positio'nen sind in di-e Ausschreibungsun­

terlagen mitaufzunehmen. 

Vergaben 

Die Grundsätze für die Vergaben s'ind in' 

§ 31 GemHVO und in der "VwV kommunale Bau­

vorgabe" des Landes Baden-Württemberg fest­

gehalten. 

Außer den vorstehenden Bestimmungen ' sind 

die Zuständigkeitsordnung und die Vergabe­

ordnung der Stadt zu beachten. 

Der Zuschlag darf erst erteilt werden, ggf. 

I:lach Einschaltung des Rechnungsprüfungsam­

tes, wenn die auszuführende Bauieistung 

insbesondere bei _ Nebenangeboten auch in 

den wesentlichen Einzelheiten festliegt und 

wenn mit Anderungen nicht mehr zu reGhnen 

ist. 

Für- angehängte Stundenlohnarbeiten sind in 

den Ausschreibungsunterlagen Stundenlohn-, 

Maschinen- ~nd Gerä~everrechnungssAtze ent­

sprechend den Richtpreistabellen der 'Stadt 

vorzugeben. Verrechnungssätze, die nicht in 

den Richtpreistabellen enthalten sind, sind 
entsprechend der Baupreisverordnung durch 

das Bauverwaltungsamt' zu ermitteln. 

Umbau-, Onterhaltungs- und Reparaturarbei­

ten sind nach Möglichkeit zu Festpreisen 
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zu vergeben. Lassen sich die einzelnen Lei­

stungen nur unvollkommen beschreiben, so 

sind den Bietern bei einem Ortstermin die 

auszuführenden Arbeiten im einzelnen zu er­

läutern. 

Bauausführung 

Baubeginn 

Mit den Bauarbeiten darf erst begonnen 

werden, wenn die hierfür erforderlichen Ge­

nehmigungen (99!. Teilgenehmigungen) vor­

liegen. 

Einweisung 

nie Baudienststelle hat den Bauleitern, so­

weit es deren Tätigkeit erfordert; Kennt­

nis von allen das Bauvorhaben- bet,reffenden 

Unterlagen, Baugrundgutachten;- baurechtli­

chen Genehmigungen, statischen Berechnungen 

usw., be'sonders von Verträgen und Vereinba­

rungen zu geben und sie über die Lage 'der 

Fluchten, Höhepunkte und Festpunkte und vom 

Verlauf der Grundstücksgrenzen und Leitun­

gen zu unterrichten~ 

Die Ausführungsunterlagen sind dem Baulei­

ter so zeitig auszuhändigen, daj3 er die vor 

Baubeginn notwendigen Arbeiten fristgemäj3 

erledigen kann. Auch der Bauleiter hat sich 

darum zu bemühen, daj3 er die Unterlagen 

rechtzeitig e~hält. 

Übergabe des Baugeländes an den Auftrag­

nehmer 
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Der Bauleiter hat dem AUftragnehmer das 

Baugelände zu übergeben. Dabei sind ihm die 

Grenzen des Geländes, etwaige Lager- und 

Arbeitsplätze sowie Besonderheiten der Bau­

stelle örtlich zu bezeichnen. Absteckungen 

und Höhenfestpunkte sind ihm mtt den zuge­

hörigen Unterlagen aeg'en schriftliche Emp­

fangsbestätigung zu übergeben. 

Der Zustand von Wegen und Geländeoberflä­

chen von Baulichkeiten im Baubereich von 

Ver~ und Entsorgungsleitungen, von Bä~en 

und dergleichen ist, soweit notwendig, vor 

Baubeginn gemeinsam mit dem AUftragnehmer 

festzustellen. Das Ergebnis ist in einer 

von heiden Vertragsparteien zu unterzeich­

nenden Niederschrift festzuhalten. ' 

Die Übergabe und die Bestandsaufnalune sind 

im Bautagebuch zu vermerken. 

Baustelleneinrichtung und KrAfteeinsatz 

Ab Beginn der Bauarbeiten hat der Bauleiter 

darauf zu achten, daß der Auftragnehmer die 

Baustelle mit geeigneten FÜhrungs- und Ar­

beitskräften sowie Geräten und Stoffen nach 

Ma~gabe des 'Vertrags ausreichend ausstat­

tet. Die Vorkehrungen des Auftragnehmers 

müssen so getroffen werd~n, daß eine 'ver­

tragsmäß1ge Austührung der · Baulei.stung hin­

sichtlich der Baufristen und der Güte er-

. wartet werden kann . . Während der Bauausfüh­

rung dient für die überwachung der Fristen 

der verbindliche Bauzeitenplan. 

Der Bauleiter hat sicherzustellen, daß Mel­

dungen 'aer verantwortlichen Personen des 

Auftragnehmers ordnungsgemäß erfolgen und 
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schriftlich festgehalten werden: insbeson­

dere betrifft das u~ a. bei Druckluftarbei­

ten den Druckluftbauleiter, den Druckluft­

arzt und den Schleusenwärter Bowie deren 

Stellvertreter. 

Ist der Einsatz an Führungs- oder Arbeits­

kräften, Geräten oder Stoffen so unzurei­

chend, daß die Ausführungsfristen offenbar 

nicht eingehalten werden können oder die 

vereinbarte Güte nicht gewährleistet ist, 

so hat der BaUleiter beim Auftragnehmer auf 

Abhilfe hinzuwirken, den Projektleiter/die 

Baudienststelle hiervon zu unterrichten und 

den Sachverhalt im Bautagebuch zu vermer­

ken. Der Projektleiter bzw. der Dienststel­

lenleiter leitet nach Prüfung der Sachlage 

die gebotenen Maßnahmen ein. 

Bei Überschreitung der vertraglich festge­

legten AusfÜhrungsfristen hat der Bauleiter 

gegebenenfalls in Verbindung mit dem zu­

stäpdigen Projektleiter - den Auftragnehmer 

formgerecht durch Einschreiben in Verzug zu 

setzen. 

Bei Arbeiten in Eigenregie hat die ausfüh­

rende Baudienststelle für einen dem Umfang 

der Arbeit und .der Ausführungsfrist ange­

messenen Einsatz von Arbeitskräften und Ge­

räten zu sorgen. 

Ordnung auf der Baustelle 

Der Bauleiter hat für die Aufrechterhaltung 

der allgemeinen., Ordnung auf der Baustelle 

zu sorgen. Er hat einzugreifen, falls sich 

Störungen der Ordnung ergeben. · .... 
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Innerhalb seines Betriebes . hat jeder Auf­

tragnehmer selbst für Ordnung z4 sorgen. 

Mängel hat der Bauleiter dem Auftragnehmer 

gegenüber zu beanstanden, in das Bautage­

buch einzutragen und in Fällen von'Bedeu­

tung dem Projekt~eiter/der Baudienststella 

- zu melden. 

Der Zutritt zur Baustelle und zu den zu­

gehörigen Anlagen ist ohne besondere Er­

laubnis nur den Mitarbeitern der Stadt­

soweit es die Ausübung ihres Dienstes er­

fordert -, den Auftragnehmern und ihren 

an der Baustelle beschäftigten Ang.estellten 

und Arbeitern, den B,eamten der Gewerbepo­

lizei und den technischen AufSichtsbeamten 

der gesetzlichen Unfallversicherungs träger 

gestattet. Anderen Personen, denen nach 

La~e · der Baustelle und ihrer Grundstücke 

das Betreten:der Baustelle gestattet w~rden 

mUß, ist im Einzelfall die Erlaubnis durch 

den Dienststellenleiter schriftlich zu er­

teilen. 

Für Anlieger im Bere,ich von Baustellen auf 

.Straßen entfällt die -schriftliche Erlaub­

niserteilung. 

Der Bauleiter hat dafür zu sorgen, daß die 

Umweltschutzbestinunungen eingehalten werden 

und schutzbedürftige Objekte (Bäume, Denk­

mäler usw.) entsprechend geschützt werden. 

Verkehrssicherung 

Können am Bau nicht Beteiligte durch Bau­

maßnahm~n oder durch die örtlichen Verhält­

nisse' der Baustelle gefährdet werden, so 

hat der'BauLeiter darauf zu achten, daf3 

der Auftragnehmer allen Anforderungen der 
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Verkehrssicherungspflicht entsprechend dem 

Vertrag nachkommt. Insbesondere auf Bau­

stellen an öffentlichen Verkehrswegen müs­

sen die nach den örtlichen Verhältnissen 

notwendigen Abschrankungen, Bauzäune, Fang­

und Schutzgerüste und Verkehrsschilder ord­

nungsgemäß angebracht und gut beleuchtet 

sein-. 

Teil- und VOllsperrungen und - Umlei tung,en 

des öffentlichen straßenverkehrs sind von 

der bauausführenden Dienststelle vor Aus­

schreibung der Bauleistungen mit dem Ord­

nungsamt' abzustinunen. Mögliche Beeinträch­

tigungen des öffenilichen Nahverkehrs sind 

mit dem jeweiligen Nahverkenrsbetrieb abzu­

sprechen. 

Bei Arbeiten in eigener Regie gilt vorste~ 

hendes sinngemäß : 

. . 

, Stoffe und Bauteile 

Stoffe und Bauteile, die der Auftragnehmer 

für 'seine Bauleistungen mit zu liefern hat, 

sind vom Bauleiter auf ihre vertragsgemAße 

Beschaffenheit ~u prüfen bzw. prüfen zu 

lassen. 

Entsprechen Stoffe oder' Bauteile nicht dem 

Vertrag oder den anerkannten Proben, so 

hat der Bauleiter ~ie zu beanstanden und 

den Projektleiter/die Baudienststelle zu 

unterrichten. Der Bauleiter hat - ggf. im 

Einvernehmen mit dem Projektleiter - dafür 

_ zu sorgen, daß 'diese Stoffe oder Bauteile 

nicht vertragswidrig verwendet werden. 
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Prüfungsergebnisse, Abnahmen und etwaige 

Beanstandungen sind im Bautagebuch zu ver­

merken. 

Bei der Bauausführung gewonnene verwert­

bare Altstoffe, Bauteile oder anderweitig 

verfügbar werdende Stoffe sind der vorge­

schriebenen Verwertung zuzuführen. 

Ob~rwachung der sach- und fachgemäßen Bau­

ausführung 

Die Bauleiter und Fachbauleiter haben dar­

auf zu achten und darauf hinzuwirken, daß 

die Auftragnehmer die Arbeiten nach den 

Entwürfen, und Leistungsbeschreibungen sach­

und fachgemäßaustühren und dabei die tech­

nischen Vorschriften, die anerkannten Re­

aeln der Technik sowie die gesetzlichen und 

ordnungsrechtlichen Vorschriften beachten. 

Die Oberwachungsptlicht erstreckt sich auch 
darauf, daß die Belange der Sicherheit 

gewahrt werden. Das Maß der Aufmerksam­

keit, mit 'der er darauf zu achten hat, 

' daß die Bauleistung/Leistung in den ' G,renzen 

des Möglichen ge'fahrlos durchgeführt wird, 

richtet sich nach~ den Verhältnissen des 

Einzelfalles. 

Besondere Umstände können verschärfte Über­

wachung der Sicherheitsmaßnahmen notwendig 

machen z.B. 

die Gefährdung von Dritten am Bau nicht 

beteiligten Personen, 

außergewöhnlich schwierige oder gefähr,­

Yiche Abschnitte der Bauausführung, 

der"""" Bauüberwachung bekartn t geworde­

ne Verstöße des Auttragnehmers gegen 
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Umwelt-, Sicherheits- und Schutzvor­

·schriften. 

Sind . Baubehelfe (Baugrubenverkleidungen, 

Aussteifungen, Abfangungen, Gerüste oder 

dergleichen) auszuführen für die die Vorla­

ge von Entwürfen und geprüften Berechnungen 

erforderlich ist, so hat der Bauleiter dar~ 

auf zu achten, daß mit den Arbeiten erst 

begonnen wird, wenn die geprüften Unter­

lagen vorliegen oder die Baubehelfe durch 

einen Sachverstandlgen abgenommen sind und 
eine · Abnahrnebescheinigung vorliegt. Andern 

sich die statischen Verhältnisse während 

der Baudurchführung, so hat er vom Auf­

tragnehmer den Nachweis zu verlangen, 'daß 

die Baubehelfe - auch . den oeänderten Ver­

hältnissen entspre~hen und geprüft werden. 

Der Sachverhalt ist im Bautagebuch zu ver­

merken. 

Führt , der Au!.tragnehmer Gerüste aus I' für 

die dem Bauleiter keine genehmigten Un~ 

terlagen vorliegen , so hat der Bauleiter 

festzustellen, ob für sie nach DIN 4420 

Gerüstordnung - ein statischer Nachweis 

erforderlich ist. Ist " das der Fall, so 

hat er vorn Auftragnehmer zu verlangen, daß 

zunachst die G.enehmigung des Amtes für Bau­

recht und Umweltschutz eingeholt wird. 

Besichtigungen durch Vertreter der Gewerbe­

aufsichtsämter und gesetzlichen Unfallver­

sicherungsträger sind mit ihrem Ergebnis Lm 

Bautagebuch zu vermerken. 

..-
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Bautagebuch 

Das Bautagebuch, dessen Seiten fortlaufend 

nurneriert sind, hat Stand und Fortschritt 

der Bauarbeiten sowie alle bemerkenswerten 

Er~ignisse des Bauablaufs lückenlos zu er­

fassen. Alle Eintragungen und etwaige Ande­

rungen sind, mit dem Handzeichen und dem Da­

tum zu versehen. 

Es dient als Grundlage für alle Meldungen 

und Berichte, die über die Bauausführung zu 

erstatten sind, und ist nach Abschluß der 

Bauausführung- zu den Unterlagen der Maßnah­

meabrechnung zu nehmen. 

Bautagebücher sind in der Regel zu führen, 

sobald die Gesarntkostenanschlagssumrne ei­

nes Bauvorhabens mehr als 120.000,-- DM be­

trägt. Für Bauvorhaben unter dieser Wert­

grenze, bei denen wegen ihrer Schwierig­

keiten ' oder ihrer Eigenart die vorstehend 

angeordneten Aufzeichnungen ßber den Bau­

ablauf zweckmäßig sind oder bei denen mit 

SChwierigkeiten in der Vertragsabwicklung 

gerechnet wird. sollen ebenfalls Bautagebü­

eher geführt werden. Wenn in Einzelfällen 

von der Führung eines Bautagebuches abgese­

hen werden soll, hat das der Diens'tstellen­

leiter jeweils schriftlich anzuordnen. 

Werden Bauvorhaben, für die Bautagebücher 

vorgeschrieben sind, in mehrere Abschnitte 

oder Fachbereiche mit verschiedenen Baulei­

tern untert'eilt, so ist fü'r jeden dieser 

Abschnitte mindestens ein besonderes Bauta­

gebuch anzulegen .. 

Eskann~weckmä~ig sein, für bestimmte Bau­

werke oder andere Teile des Bauvorhabens 
' .. 
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getrennte Bautagebücher zu führen. Die Ent­

scheidung hierüber tri!!t der jeweils zu­

ständige Projektleiter/Dienststellenleiter. 

Das Bautagebuch ist vom Bauleiter - in den 

in Nr. 4.4.9.8 bezeichneten Fällen vom Bau­

aufseher - laufend zu führen. 

Der Bauleiter hat im besonderen einzu­

tragen: 

1. Oberg~e von Ab5tecKungen durch da5 

Vermessungsamt -an den Bauleiter und an 

den AUftragnehmer, ' Obergabe des Bauge­

ländes an' den Auftragnehmer. 

2. Unterbrechungen und ' Verzögerungen der 

Arbeiten und ihre Ursachen, bei wich­

tigen Geräten Dauer und Ursache' eines 

Ausfalls und die Stilliegez~it (nur 

wenn sie möglicherweise von der Stadt 

zu vertreten sind), 

3. Anordnung und Auswertung vorgeschriebe­

ner Baustoff-, Boden- und Wasserprüfun­

gen, 

4. Angaben über Besonderheiten des Bau­

grundes, 

5. Beginn und .Beendigung der einzelnen 

Bauarbeiten und der Bauabschnitte (Bau­

grube, Gründung, . aufgehende Bauteile, 

Lehrgerüst, ßchalungsfristen,Erdarbei­

ten usw.) auch für Leistungen, deren 

örtliche Überwachung nicht dem Baulei­

ter, sondern Mitarbeitern anderer Fach­

gebiete obliegt. 

6. Notwendigkeit etwaiger Abweichungen von 

den genehmigt~n Entwürfen mit Begrün­

dung, Beantragung und Genehmigung sol­

cher Änderungen, Änderungen von Baube­

helfen, 

7. Hinweise und Anordn~ngen zur Aufrech­

terhaltung der allgemeinen Ordnung auf 
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der Baustelle und das Zusammenwirken 

der verschiedenen Unternehmer nach § 4 

Nr. 1 VOB/B und auf wichtige Verein­
barungen mit einem Auftragnehmer oder 

seinem Vertreter, 

8. mündliche Weisungen von Vorgesetzten an 
den Bauleiter, 

9. Abnahmen, auch Teilabnahmen, 

10. den Namen des ' Bauleiters des Auftrag­
nehmers und einen etwaigen Wechsel die­

ser Person, 

11. arbeits täglich mindestens bei Beginn ~ 

und Schluß jeder Schicht, das Wetter 

und die Temperaturen sowie die höchsten 

und' ni~dri'gsten Temperaturen des Tages, 

sowei t das für die B~uaus führung . von 

Bedeutung ist, 

12. bei Bauten, die durch den Wasserstand 

offener Gewässer beeinflußt werden, die 

WasserstAnde täglich·und wenn notwendig 
mehrmals täglich, 

13. falls angeordnet, die täglichen Grund­

wasserstände, 

14. Eingang von Ausführungs zeichnungen , An­
derungen und Berichtigungen und deren 

Weitergabe an den Auftragnehmer, 

15. täglich ~ie Leiatungen der Auftragneh­

mer und soweit keine Bautagesberichte 

durch den Auftragnehmer erstellt wer­

den, die Zahl der täglich Beschäftig­

ten, 

16. geleistete Stundenlohnarbeiten, 
17. BaUleistungen Dritter, 

18. Eingang von Bauteilen und der wichti­

gen vom Auftragnehmer gelieferten Bau­

stoffe, 

19. Vollzug der angeordnete~ Baustoff-, Bo­

den- und Wasserprüfungen, 

20. außergewöhnliche Ereignisse (Unfälle, 

Rutschungen, Funde und dergleichen), 
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21. Vermerke über Aufmessungen, 

22. Besichtigung durch Gewerbeaufsicht und 

gesetzlichen Unfallversicherungs träger 

und ihr Ergebnis, 

23. übergabe und übernahme der Bauüberwa­

chung bei Schichtwechsel~ Vertretung 

und Nachfolge. 

Ist dem Bauleiter ein Bauaufseher zugeord­

net, so obliegen dem Bauaufseher die vorge­

sehenen Eintragungen gern. Nr. 4.4.9.7 lau­

fende Nummern 11 bis 23. 

Alle Bauzustände von besonderer technischer 

oder rechtlicher Bedeutung sowie wichtige 

zur Beweissicherung notwendige Einzelheiten 

sind durch Lichtbilder zu dokumentieren. . -

Diese sind 1m B.autagebuch, gegebenentalls 

- ablagefähig auf Karton aUfgeklebt zu sam­

meln. 

Das Bautagebuc~ ist unter Verschluß aufzu­

bewahren. Dem Auftragnehmer oder seinem Be­

vollmächtigten ist auf Verlangen Einblick 

zu gewähren. 

Sollen Anordnungen der Bauüberwachung, 

wichtige Vereinbarungen oder Feststellungen 

zur Eeweisführung vom' Auftragnehmer oder 

seinem Vertreter unterschriftlich anerkannt 

werden, so hat dies in Form eine's Eintrags 

im Bautagebuch zu geschehen. 

Kontrollen des Bautagebuches sind jeweils 

handschriftlich mit Datum zu vermerken. 
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Bautagesberichte 

Wird nach Nr. 4.4.9.3 auf die Führung eines 

Bautaqebuches verzichtet, so sind Bautaqes­

berichte durch eine vertragliche Bestimmung 

in den besonderen Ver·tragsbedingungen vor­

zuschreiben. Der Auftragnehmer hat diese 

Bautagesberichte (Rapporte) täglich zu füh­

ren und t~qlich eine Durchschrift zu über­

geben. Der Bauleiter - sofern ein Bauauf­

seher bestellt ist, dieser - sammelt die 

Bautagesbe~icht~ und bewahrt sie bei den 

Bauakten auf. 

Eine Gegenzeichnung dieser Bautagesberichte 

durch den Bauleiter bzw. Bauaufseher ist 

nicht zulässig. 

Fristüberschreitung, Vertragsstrafen 

Muß damit gerechnet werden, daß die Ver­

tragsfristen überschritten werden, 80 hat 

der Bauleiter Uber den Projektleiter/die 

Baudienjtstelle sofort entsprechende 

Schritte einzuleiten, daß der Auftragnehmer 

schriftlich . in ·Verzug gesetzt wird. Soweit 

Fristüberschrei.tungen vom Auftragnehmer ::zu 

vertretenaind, Bind die ' vereinbo.rten Ver­

tragsstrafen geltend zu machen. 

Stundenlohnarbeiten 

Stundenlohnarbeiten sind nur im unbedin9t 

notwendigen Umfange ~uzulassen, sofern vor 

Ausführung der Arbeiten keine Einheitsprei~ 

se in Form von Nachtragsangeboten eingeholt 

und vereinbart werden können. Der Baulei­

ter hat vor Anordnung zu prüfen, ob die 

betreffehden Arbeiten etwa schon durch die 

Einheitspreise abgegolten sind. Dabei sind 
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.vor allem auch die Bestimmungen über Neben­

leistungen in den Allgemeinen Technis.chen 

Vertragsbedingungen der VOB, den Allgemei­

nen Vertragsbedingungen für die Ausführung 

von Leistungen (VOL/B), die Zusätzlichen 

und Besonderen Vertragsbedingungen und der 

Inhalt des Leißtungsverzeichnisses zu be­

achten. 

Bei Leistungen des Auftragnehmers, die nach 

Aufwand vergütet werden (z.B, · Purnpenlei­

stungen, Beseitigen und Sichern unvorher­

gesehener Hindernisse bei Erdarbeiten und 

Bohrungen), achtet der . Ba~leiter darauf, 

da~ nicht mehr aufgewendet wird, als zur 

ordnungsgemäßen Ausführung notwendig ist. 

Geschäftsgebaren des Auftragnehmers 

Werden Umstände beka~nt, die Bedenken gegen 

das Geschäftsgel;>aren . eines Auftragnehmers 

begründen können, so hat derjenige, der 

hiervon Kenntnis erlangt, die bauausführen­

de Dienststelle zu unterrichten, 

Erfährt eine Dienststelle, da~ ein Auf trag­

n9hm9r in wirtscha!tlich9 Schwierigkeiten 

gerat, so hat sie dem Bauverwaltungsamt 

hiervon unverzüglich Mitteilung zu machen, 

damit entschieden we~den kann, ob nach . § 16 

Nr, 6 VOB/B bzw. § 8 VOL/B zu verr~hren 

ist. 

Die Vertrauiichkeit solcher Mitteilungen 

ist zu wahr9n... 

'. 
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Mittelüberwachung 

Unbeschadet einer Baumittelüberwachung hat 

die jeweilige Baudienststelle ständig dar­
auf ' zu' achten, daß die bewilligten Mit­

tel nicht überschritten werden. Insl-.:sonde- · 
re hat der Bauleiter über der _ojektlei-

ter/den Dienststellenleitey _, Abteilungs-

l-eiter Massenüberschre--" .~lgen, zusätzli-

che Arbeiten; Verteuerur~gen, .Änderungen der 
Bauausführung unverzüglich dem Bedarfsträ­
ger ggf. dem Bauverwaltungsarnt mit Vordruck 

anzuzeigen. Der Bedarfsträger hat einen 

entsprechenden Deckungsvorschlag zu machen. 

Funde 

Werden , bei den Bauarbeiten Gegenstände von 

wissenschaftlichem, geschichtlichem oder 
künstlerischem Wert gefunden, so hat der 
Bauleiter für die Sicherstellung zu sorgen. 

Er meldet diese Funde der Leitung des Reiß­
museums. 

Das gleiche gilt sinngemä~ tür gefunde-

ne Sprengkörper sowie ' ,Sachen, die als 

Beweisstücke in Strafverfahren in Betracht 

kommen können. Diese Funde sind -im ersten 

Fall der Feuerwehr" im anderen dem nächst­
gelegenen Polizeirevier zu melden. 

In jedem Fall ist die Fundsteile bis zum 

Eingreifen der zustAndigep Dienststellen 

behelfsmä~ig abzusichern und unverändert zu 

belassen. 

Entstehen durch die Sicherstellung von Fun­

den Verz~erungen im Bauablauf und/oder er­

höhte Kosten, hat der Bauleiter den Pro-



4.5 

4.5.1 

4.5.2 

4.5.3 

- 42 -

jektleiter/Dienststellenleiter zu verstän­
digen. 

Abnahme 

ZeitPunkt. Beteiligte 

Wenn die Voraussetzungen für die Abnahme 

der . gesamten Leistung oder in sich abge­

schlossener Teile der Leistungen gegeben 

sind, hat der Bauleiter "zu prüfen, ob die 

Ausführung in allen Punkten dem Vertrag 

entspricht. Bei " der Abnahme ist erforderli­

chenfalls die jeweilige Unterhaltungs- oder 

Betriebsabteilung zu beteiligen. 

Mängelbeseitigung 

Werden bei der Abnahme nur unwesentliche 

-Mängel festgestellt, so ist die Leistung 

unter 'dem Vorbehalt abzunehmen, daß die 

im einzelnen zu bezeichnenden Mängel be­

seitigt werden. Wurden dagegen wesentliche ."­

Mängel festgestellt, so ist die Abnahme zu 

verweigern und erst nach Beseitigung der 

Mängel durchzuführen. I~ beiden Fällen ~st 

dem AUftragnehmer für - die Mängelbeseiti­

gu~g schriftlich eine angemessene Frist zu 

setzen. 

Verweiger.ung der Abnahme 

Handelt es \ sich um wesentliche Mängel, 

die nach ihreI' Art nicht in befriedigen­

der Weise behoben werden können, so hat 

der Bauleiter seinem pröjektl~iter/Dienst­

stellenleiter die Verweigerung der Abnahme 
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zu berichten. Die Baudienst$telle entschei­

det, wie die wirtschaftlichen Belange der 

Stadt - gegebenenfalls durch Geltendmachung 

von Schadensersatzansprüchen - wahrgenommen 
werden können. 

Vertragsstrafen 

Ist eine Vertragsstrafe für den Fall ver­

einbart,- daß der Auftragnehmer'den Vertrag 

nicht in der vorgesehen~n Frist erfüllt und 
ist diese Vertragsstrafe verwirkt, so muß 

bei der Abnahme der Leistung der Anspruch 

der . Stadt auf die Vertragsstrafe vorbehal­

ten werden. 

Erlaß von Vertragsstrafen 

Für den Eriaß von Vertragsstrafen ist die 

Zuständigkeitsordnung zu beachten. 

Abnahrneniederschrift 

Ober jede Abnahme von Leistungen ab 

10.000,-- DM - -ausgenommen reine Lieferun­

gen -, ist vorn Bauleiter/Fachbauleiter eine 

Verhandlungsniederschrift nach Vordruck zu 

fertigen. 

Nachschau 

Rechtzeitig vor Ablauf der jeweils verein-, 
barten GewährleiS"tungsfrist ist durch die 

',-

Baudienststelle ei~e Nachschau abzuhalten. 

Einzelheiten regeln di~,. Dienstanweisungen 
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der Baudienststellen. Die Gewährleist~ngs­

ansprüche sind von den Baudienststellen 

schriftlich geltend zu machen. Sofern der 

Auft~agnehmer seinen Gewährleistungspflich­

ten innerhalb der gesetzten Frist nicht 

nachkommt, hat die jeweilige -Baudienststel­

le die daraus sich ergebenden Forderungen 

geltend zu machen~ 

Abrechnung 

AUfmaße 

Die für die Abrechnung notwendigen Aufmes­

sungen und sonstigen Feststellungen sind im 

Sinne von § 14 Nr. 2 VOB/B von Bauleiter 

und Auftragnehmer möglichst -gemeinsam vor­

zunehmen . 

Zwischenaufmessungen 

Bei Leistungen, die bei Weiterführungder 

Arbeiten nur schwer oder nicht mehr fest­

stellbar sind, hat der Bauleiter dafür zu 

sorgen, daß sie rechtzeitig gemeinsam aUf­

gemessen werden . 

Rechnungseingang 

Das rechtzeitige Einreichen der Rechnungen 

durch den Auftragnehmer ist vom Baulei­

ter/Fachbauleiter zu überwachen. Wenn ent­

sprechend §,14 Nr. 3 VOB/B bzw. § 15 Nr.1 

VOL/B die ' Rec~ngen beim -- Bauverwaltungsamt .' 

nicht rechtzeitig eingehen, so ist der Auf­

tragnehmer schriftlich zur umg.ehenden Ein­

reichung einer Rechnung aufzufordern. Auf 
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den Jahresabschluß ist entsprechend Rück-
-

sicht zu nehmen. 

Beschaffenheit der Rechnungen 

Die Abrechnung mit dem -Auftragnehmer mu~ 

geschlossen in 

folgen. Diese 

betreffenden 

einer einzigen Rechnung er­

Rechnung muß alle bt=i der 

Leistung ausgeführten Arbei-

ten, gegebenenfalls in Einzelrechnungen für 

Vertra~s-, Nachtrags- und Stundenlohnarbei­

ten und eine Endzusammenstellung enthalten. 

Teilschlußrechnungen und Abschlagszahlungen 

sind entsprechend zu kerinzeiGhnen und _ in 

die Schlußrechnung des Auftragnehmers mit 
aufzunehmen. 

Reicht - der AUftragnehmer eine prüfbare 

Rechnung nicht ein, obwohl ihm dafür vorn 

Bauleiter/F'achbauleiter eine angemessene 

Frist aesetzt worden ist, so kann die Stadt 

sie selbst nach § 14 Nr. 4 VÖB/B bzw. § 15 

Nr. 2 VOLIB auf Kosten' des Auftragnehmers 

aufstellen. Das weitere ist im Einvernehmen 

mit dem Bauverwaltungsamt zu veranlassen. 

Die. Ausführungszeit ist in jedem Fall auf 

.der Rechnung festzuhalten. 

Zurückweisung von Rechnungen 

Solanoe Mängel der Leistung nicht beseitigt 

oder Vertragsleistungen nicht erfüllt sind, 

ist ein angemessener Betrag einzubehalten. 

Bei wesentlichen Mängeln und wenn Rechnun­

gen nicht-- den jeweils gÜltigen Vertragsbe­

dingungen entsprechen, hat der Bauleiter 
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über das Bauverwaltungsamt die Rechnung dem 

Auftragnehmer zurückzugeben. Das gleiche 

gilt, wenn der Bauleiter feststellt, da~ 

die Abrechnungsunterlagen zu einer Schluß­

rechnung in wesentlichen Punkten unvoll­

ständia sind. 

Den Bestimmungen der Nr. 4.6.5.1 und 

Nr. 4.6.5.2 kommt besondere Bedeutung zu, 

da gemäß § lE Nr. 3 VOB/B und § i7 Nt. 1 

VOLIB für die Bezahlung der Rechnungen 

kurze Fristen gesetzt sind. Deshalb ist 

der Auft.ragnehmer unter Angabe der Gründe 

unverzüglich schriftlich - auf die Unzuläng­

lichkeit der eingereichten Schlußrechnung 

durch den Bauleiter hinzuweisen. 

Fristen _ und Daten im Zusammenhang mit 

Mängelbeseitigung, Rechnungsrückgaben und 

Rechnungsergänzungen sind in den Bauakten 

festzuhalten. 

Prüfen der Rechnungen 

Beim Prüfen der Rechnungen sind die "Be­

wirtschaftungs- und Anordnungsbestimmungen 

der Stadt Mannheim" zu beachten. Danach ha­

ben die Bauleiter die sachliche Richtigkeit 

zu bestätigen. nie anordnungsberechtigte 

Dienststelle hat die rechnerische Prüfung 

durchzuführen. 

Der Bauleiter hat für seine " p-rüfungsver­

merke und Abänderungen . auf den- Rechnungen 

urKundenechte Tinte oder Kugelschreiber mit 
Pastentinte nach DlN 16 554 jeweils in ro­

ter Farbe zu verwenden. Berichtigungen ha­

ben sich auf "die Positionen der Rechnungen 

zu beschränken. Berichtigungen und Zusätze 
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mit vertragsändernde~ Wirkung auf Rechnun­

gen sind unzulässig, 

Bei nach Nr. 4.4.12 ausgeführten Stunden­

lohnarbeiten ist auf den einzelnen Stunden­

lohnnachweisen die Me'nge der dazu verwende­

ten M~terialien und 'Stoffe zu bestätigen. 

Bei angehangten ,StunCenlohnarbelten "1st 
darüber hinaus die Notwendigkeit der Arbei­

ten zu begründen. 

Ergeben sich bei der Nachprüfung Berichti­

gungen infolqe von Fehlern des Rechnungs­

ausstellers in solchem Umfang, daß " die 

"Rechnung durch viele Abänderungen die er~ 

forderllche übersicht verliert, so ist ent­

sprechend Nr. 4.6.5 zu verfahren. 

Ist in besonders gearteten Fällen die Ab­

sendung eines AUftrages unterblieben, so 

1st der Grund hierfür durch den Bauleiter 

auf der Rechnung zu erläutern. 

Bei Prüfung der Rechnungen durch beauftrag-

te Architekten bzw. Ingenieure hat außer-

dem der jeweilige Projektleiter/die jewei-

lige Baridienststelle eine Bestätigung ' - in 

der Form "Für die Richtigkeit" (F.d.R.) 

"abzugeben. Mit dieser Bestätigung wird be­

scheinigt, daß der Architekt bzw. Ingenieur 

entsprechend dem Vertrag zur Feststellung 

der sacJllichen und/oder rechnerischen Rich­

tigkeit berechtigt ist und daß ein Anlaß zu 

Zweifeln nicnt besteht. 

Anweisung der Rechnungen 

Die Redmungsbeträge sind grundsätzl.ich vom 

Bauverwaltungsamt im Rahmen der Mittelver-
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wendungskontrolle anzuordnen, ansonsten ist 

der jeweilige Bedarfstrager zustandig. 

Visakontrolle . durch 

fungsamt 

das Rechnungsprü-

Das Rechnungsprüfungsamt kann nach seinem 

Ermessen Anordnungen von ' Zahlungen jeder 

Art vor der Ausführ~ng prüfen. Hierzu kann ­

es die . Vorlage sämtlicher begründender 

Unterlagen vor der Weiterleitung an die 

Stadtkass-e verlangen. 

Abschlußmaßnahmen 

Schließung des Baumittelkontos 

Nach Bezahlung der letzten für die Fertig­

stellung de.s Bauwerks anfallenden Rechnung, 

jedoch spätestens 6 Monate nach der letz­

ten Schlu~.abnahme hat der Projektleiter/die 

Baudienststelle beim Bauverwaltungsamt bzw. 

belm Bedarfsträger · die Schließung des Bau­

mittelkontos zu veranlassen. 

Bestandspläne 

Die Herstellung und Berichtigung der bau­

technischen Bestandspläne wird von der bau­

ausführenden Dienststelle . veranlaßt. Die 

Anforderungen der bauunterhaltenden Stellen 

an das Planwerk sind hierbei zu berücksich­

tigen. Für ~ie Aufstellung der Bestands­

pläne ist der' Bauleiter, für die späteren 

Berichtigungen sind die bauunterhaltenden 

Stellen verantwortlich. ~ 
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Die BestandsplAne sind 50 herzustellen, daß 

sie den tür die Mikroverfilmung maßgebenden 

Normen und Richtlinien genügen. 

Für Brücken, Tunnel und Unterführungen sind 

vom Bauleiter Bauwerksbücher anzulegen. Die 

Zeichnungen und sonstigen Unterlagen müssen 

der DIN 1076 entsprechen. 

Obergabe 

Die Bauten sind nach Fertigstellung sobald 

wie möglich der tür die endgÜltige weite­

re Unterhaltung zuständigen Stelle zu über­

geben. 

Dieser Stelle ist erforderlichenfalls auch 

ein Verzeichnis über die der Registratur 

übergebenen Bauakten einschi. der Bautage­

bücher, Bestandspläne, statischen Berech­

nungen, Bauwerksbücher, Leitungs-, Be- und 

Entwässerungspläne und dergleichen und ei­

ne Ablichtung der · Abnahmenieder5chriften zu 

übersenden. 

Die Baudienststelle hat die für die Ge­

bäudeversicherung notwendigen Angaben dem 

Rechtsamt mitzuteilen, soweit die Versiche­

~ung nicht bereits durch die baurechtliche 

Genehmigung begründet ist. 

Maßnahmeabrechnung 

Zweck 

Unter Maßnahme abrechnung im Sinne dieser 
\ 

Geschäftsanweisung ist die rechnerische Ge­
'-.. 

genüberstellung der veranschlagten und der 
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verausgabten Baukosten zu verstehen. Durch 

die Mal3nahrneabrechnung soll ein wahrheits­

getreuer technisch-finanzieller Aufschluß 

über den Ablauf einer Baurnaßnahme gegeben 

werden. 

Maßnahmeabrechnungen- geben u.a. den Bau­
dienststellen Informationen, die für späte~ 

re Baumaßnahmen auswertbar sind. 

Maßnahrneabrechnungen sind ' für Maj3natunen 

über der Wertgrenze des § Q Abs. 3 der 

Hauptsatzung zu erstellen. 

Verfahrensweise 

Die Mal3nahmeabrechnung ist unmittelbar nach 

Beendigung einer Baumaßnahme durch die je­

weils ' federführende Baudienststelle' unter 

Beteiligung des Bedarfst~ägers bzw. des' 

Bauve rwaltungs amtes und der übrigen, an der 

Maßnahme beteiligten Dienststellen zu er­

stellen. 

Der Nachweis für die Erledigung der Maß­

nahmeabrechnung wird durch die Abrechnungs­

bestätigung nach Vordruck erbracht. Der 

' Abrechnungsbestä'tigung ist als Anlage ei­

ne Abrechnungsübersicht nach, Vordruck unter 

Verwendung des letzten Ausdrucks der Mit­

telverwendungskontrolle beizufügen . 

Die Übereinstimmung der Abrechnungsbestäti­

gung mit den Rechnungsunterlagen und die 

rechnerische' RiChtigkeit ist vom Bauver-
\ 

waltungsamt bzw. dem Bedarfsträger unter­
"'-

schriftlich zu bestätigen. 
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Mehrkosten und Minderkosten über 10 v.li. 

sind vom Bauleiter/Fachba~leiter sachlich 

zu begründen. 

hbrechnungsbestätigung und Abrechnungsüber­

sicht sind vom Leiter der jeweiligen Bau­

dienststelle zu unterzeichnen. 

Waren mehrere Dienststelien an der Durch­

führung einer Maßnahme beteiligt, so hat 

die federführende Dienststelle die Zusam­

menstellungen der bet~iligten Dienststelien 

zu sammeln und diese nach Einordnung der 

anteiligen Abrechnungssurnmen in der Gesamt­
abrechnungsübersicht mit vorzulegen. 

Darstellung der Baukosten 

Es entspricht einem elementaren Grundsatz , 

daß Maßnahmeabrechnung und Kostenanschlag 

in Inhal.t, Gliederung und Ausdruc,ksweise 

übereinzustimmen haben. Abweichungen sollen 

- geklärt und begründet werden. 

Für die Maßnahmeabrechnung sind die ent­

spreChenden Vordrucke zu verwenden. 

Bestandteile der Maßnahmeabrechnung 

Zur Maßnahmeabrechnung gehören: 

1 . . Kostenanschlag und Ausführungspläne, 

2. Allgemeine Bauakten, 

3. Verträge mit freiberuflich Tätigen, 

4. Verdingungsun.terlagen. 

5. Unterlagen der Baumittelkontrolle, 

6. Rechnungsbelege und Massenberechnungen , -. 

7: Aufma.j3e, ggf. Abrectmungszelchnungen 

oder Bestandpläne, 
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8. Abnahmeniederschriften, 

9. N~chweis der Gewährleistungssicherhei­

ten, 

10. Bautagebücher bzw. Bautageberich~e. 

Die Bestandteile der Maß'nahmeabrechnung 

verbleiben bis zur Anforderung durch das 

Rechnungsprü'fungsamt bei den jeweiligen Ak­

ten. Die Bestimmungen der Aktenordnung 

bleiben hiervon unberührt. 

Abrechnungsbestätigung 

Abrechnungsbestätigungen sind 2-fach zu 

fe~tigen. Eine Fertigung verbleibt beim Be­

darfsträger bzw. beim Ba~verwaltung.samt. 

Eine Ausfertigung erhält das Rechnungsprü­

fungsamt über das zuständige Dezernat. 

Der Bedarfsträget . bzw. das Bauverwaltungs­

amt meldet dem Rechnungsprüfungsamt bis zum , 

31.10. eines jeden, Jahres 'die Maßnahmeab-

rechnungen für alle im vorausgegangenen 

Jahr fertiggestellten ~rechnungspflichti­

gen Baumaßnahmen. Fehlanzeige ist erforder~ 

lieh. 

Das KäIDmereiamt erhält nur eine AUflistung 

der fertiggestellten Maßnahmen. 

Abschluß dar Akten und Unterlagen 

Bei Beendigung der Bauarbeiten veranlaßt 

die Baudienststelle , daß das bei ihr und 

an der Baustelle vorhandene Schriftwerk 50-
, 

wie Baugenehmigungsunterlagen, Zeichnungen, 
"-Skizzen und Fotografien gesichert, werden. 

Unterlagen, die für die Zukunft von Bedeu-
'J.. 

tung sein können, sind geordnet den Bauak-
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ten zuzuführen. Kopien der beim Bauverwal­

tungsamt und ggf. beim Bedarfsträger ge­

führten Vertrags-, Vergabe- unQ Rechnungs­

aktensind in dieBauakten nicht aufzu­

nehmen. 

Die unter Nr. 5.2.3. anzulegenden Bauwerks­

bücher für Brücken, Tunnel und Unterführun­

gen sind gesondert zu verwahren. 

Schlußbestimrnungen 

Inkrafttreten 

Die Geschäftsanweisung für die Vorberei­

tung, -Durchführung und ~rechnung von Bau­

maßnahmen (GA-Bau} tritt am 1. Oktober 1995 

in Kraft. 

Außerkrafttreten 

Zum gleichen Zeitpunkt verliert die Ge­

sc~äftsanweisung für die -Vorbereitung, 

Durchführung und Abrechnung von Bauvorhaben 

(GA-BAU) vorn 20.12.1977 in der Fassung vorn 

01.04.1984 ihre GÜltigkeit. 

Mannheim. 28.07r1995 

Gerhard Widder 

-Oberbürgermeister 



GA_BauO 

Anlage 1 zur ' GA-Bau 

Auszug aus dem ' St~afgesetzbuch in der Fassung vom 

02.02 . 1975 (BGBl.' ' 5. 1) 

§ 330 

BaugefAhrdung 

(1 ) Wer bei der Planung , Leitung oder Ausführung eines 

Baues oder des Abl?ruchs eines Bauwerkes gegen die 

allgemein anerkannten Regeln der Technik verstößt und 

dadurch Leib oder Leben eines anderen. gefährdet, wird 

mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geld­

strafe bestraft. 

(2) Ebenso wi:r:d bestraft, wer in Ausübung eines Berufs 
. . -

oder Gewerbes b.ei der Planung, Leitung oder AusfÜhrung 

eines Vorhabens, . technische Einricht\mgen in ein Bau­

werk einzubauen oder eingebaute Einrichtungen dieser 

Art zu Andern, gegen die allgemein anerkannten Regeln 

der Technik verstößt und dadurch Leib oder Leben eines' 

anderen gefährdet. 

(3) Wer die Gefahr fahrlAssig verursacht. wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ode.r mit Geldstrafe 

bestraft. 

(4) Wer in den FAllen der Absätze 1 und 2 fahrlässig 

handelt und die Gef~r fahrlässig verursacht, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zU 'zwei Jahren oder mit Geldstrafe 

bestraft. 



.. ( 5·) Das Gericht kann von Strafe nach den Absätzen 1 

bis 3 ·p.bsehen, wenn . der Täter freiwillig die' Gefahr 

abwendet, bevor ein erheblicher Schade·n entsteht. 

Unter denselben Voraussetzungen wird der Täter nicht 

nach Absatz 4 bestraft. 

Auszug au,s der Neufassung der Landesbauordnung Baden­

Württemberg vom 28. November 1983 (GBI. S. 770) zu­

letzt geändert am 17. Dezember 19.90 (GBI .. S. 426) 

§ 1 

Anwendungsbereich 

( l ) Dieses Gesetz gilt für alle baulichen Anlagen. Es ' 

gil t , auch für Grundstücke, andere Anlagen und Einrich­

tungen, an die in diesem Gesetz oder in Vorsc~riften 

auf Grund dieses Gesetzes Anforderungen gestellt wer-

den. Es gilt ,ferner 'für Anlagen nach :Absatz 2, soweit 

an sie Anforderungen auf Grund von § 73 gestellt 

werden. 

(2 ) Di~ses Gesetz gilt 

1. bei öffentlichen Veikehrsanlagen nur für Gebäude, 

2. bei den der Aufsicht der 'Wasserbehörden unter­

liegenden -, Anlagen nur für 'Gebäude, Oberbrückun­

gen, Abwasseranlagen, Wasserbeh~lter, PurnpwerKe, 

Schachtbrunnen, ortsfeste Behälter für Treibstof­

fe, Öle und andere wassergefährdende Stoffe sowie 

für Abwasserleltungen auf Baugrundstücken, 

'3. bei den der Aufsicht der Bergbehörden unterlie­

genden Anlagen nur für oberirdische GebäUde, 

" 



4. bei Leitungen aller Art nur tür solche auf Bau­

grundstücken, 

5. b~i Kranen und Krananlagen nur für Kranbahnen und 

deren Unterstützungen. 

§ 44 

Bauherr 

(1) Der Bauherr hat zur Vor,bereitung, Überwachung und 

Ausführung eines genehmigungspflichtigen Bauvorhabens 

einen geeigneten Planverfasser , 'geeignete Unternehmer 

und einen ' geeigneten Bauleiter zu bestellten. Dem 

. Bauherrn obliegen die nach den öffentlich-rechtlichen 

Vorschr~f.ten. erforderlichen Anzeigen an die Ba:u­

rechtsbehörde. 

(2) Bei Bauarbeiten, die in Selbst- oder ' Nachbar­

sch~ftsh~~fe ausgeführt werden, ist die Bestellung von 

Unternehmern nicht erforderlich, wenn genügend Fachar­

beiter mit der nötigen Sachkunde, Erfahrung und Zuver-. ' , 
lässigkeit mitwirken. §§ 45 und 47 sowie das Gesetz 

zur Bekämpfung der Schwarzarbeit' bleiben unberührt. 

Genehrnigungspflichtige Abbrucharbeiten dürfe~ nicht in 

Selbst- oder Nachbarschaftshilfe ausgefüh'rt werden. 

(3) Bei geringfügigen gehehmigungspflichtigen Bauvor­

haben kann die Baurechtsbehörde darauf verzichten, daß 

ein Planverfasser und ein Bauleiter bestellt werden. 

(4) Ist 

Aufgabe 

so kann 

eine vom Bauherrn bestellte Person für ihre 

nach Sachkunde und Erfahrung nicht geeignet, 
I!." ' • 

die Baurechtsbehörde vor und während der 

Bauaus!ührung verlangen, daß sie durch eine geeignete 

Person ersetzt wird oder daß geeignete Sachverständige 

herangezogen werden. Oie Baurechtsbehörde kann die , 
Bauarbeiten einstellen, bis geeignet~ ~ersonen oder 

, "'-
Sachverständige pesteilt sind. 



(5) Der Bauherr hat der Baurechtsbehörde die Namen und 

Anschriften des Bauleiters vor Baubeginn, der Fachbau­

leiter vor Beginn der. entsprechenden Arbeiten mitzu­

teilen; die Mitteilung ist auch von d'en Bauleitern zu , 

unterschreiben. Dies gilt bei einem Wechsel der Bau~ 

leiter entsprechend . 

(6 ) Die Baurechtsbehörde kann verlangen, daß ihr für 

bestimmte Arbeiten die Unternehmer benannt werden ., 

(7) Wechselt der Bauherr, so hat de~ neue Bauherr dies 

der Baurechtsbehörde unverzQglich mitzuteilen. 

,( 8 ) Treten bei einem Vorhaben mehrere Personen 

als Bauherr auf, so müssen sie auf Verlangen der 

Baurechtsbehörde : einen Vertreter bestellen, der ihr 

geUenQber die dem ~auherrn nach den .öffentlich-recht­

lichen Vorschriften obliegenden Verpflichtungen zu er­

füllen hat. § 18 Abs. 1 Sätze 2 und 3 und ,Abs. 2 Lan­

desverwaltungsverfahrens"gesetz findet Anwendung. 

§ 45 

Planverfasser 

(1) Der Planverfasser ist für die Ordnungsmäßigkeit , 

VOllständigkeit und Brauchbarkeit seines Entwurfes 

verantwortlich. Er hat dafür zu sorgen, daß die für 

die Ausführung notwendigen Einzelzeichnungen, Einzel­

berech~ungen und Anweisungen den ge~ehmiQ~en Bauvorla­

gen und den baurechtlichen Vorsch~iften'entsprechen; 

der Bauherr kann mit dieser Aufgabe einen anderen 

Planverfasser beauftragen . . 



(2) Hat der Planverfasser auf einzelnen Fachgebieten 

nicht die erforderliche Sachkunde und Erfahrung, ~o 

hat er den Bauherrn zu veranlassen, geeignete Sachver­

stlndige zu bestellen. Diese. sind für die von ihnen 

gefertigten Unterlangen verantwortlich. Der Planver­

fasser. bleibt für das ordnungsgemäße Ineinandergreifen 

aller Fachentwürfe verantwortlich. 

§ 46 

Unter:nehmer 

(1 ) Jeder Unterneb-ner . istfür die ordnungsgemäße, 

den allgemein anerkannten Regeln der Technik und den 

Einzelzeichnungen, Einzelberechnungen und Anweisungen 

des Planverfassers oder, soweit diese nicht notwendig 

sind, den genelli~igten Bauvorlagen entsprechende Aus­

führung der von ihm übernonunepen Arbeite.n verantwort­

lich. Er hat insoweit für die ordnungsgemäße Einrich­

tung und den sicheren Betrieb der Baustelle, ' insbeson-

. dere die Tauglichkeit und Betriebssicherheit der Ge­

rüste, Geräte und der anderen ' Baustelleneinrichtungen 

sowie die Einhaltung der Arbeitsschutz,bestimmungen zu 

sorgen. Er hat die erforderlichen Nachweise über die ' 

Brauchbarkeit der Baustoffe und Bauteile zu erbringen 

und auf der Baustelle bereitzuhalten. Er darf, unbe­

schadet des § 59, Arbeiten nicht ausführen oder aus­

führen lassen , bevor nicht. die dafür notwendigen Un­

terlagen und Anweisungen an der Baustelle vorliegen. 

(2 ) Hat der Unternehmer für einzelne Arbeiten nicht 

die erforderli~he Sachkunde und Erfahrung, so hat er 

den Bauherrn zu veranlassen, geeigente Fachunternehmer 

oder Fachleute zu bestellen. Diese sind für ihre Ar­

beiten verantwortlich. Der Unternehmer bleibt für das 

ordnungsgemäße"Ineinandergreifen seiner Arbeiten mit 

denen seiner Fachunternehmer oder Fachleute verant­

wortlich. 



- ,\ -

(3) Die Fachunternehmer und Fachleute haben auf Ver­

langen der Baurechtsbehörde für Bauarbeiten, bei denen 

die Sicherheit der baulichen Anlagen in außergewöhnli­

chem Maße von der besonderen Sachkenntnis und Erfah­

rung des Fachunternehmers oder von einer Ausstattung 

des Unter~ehmens mit besonderen Einrichtungen abhängt, 

nachzuweisen, da~ sie für diese Bauarbeiten geeig­

net sind und über die erforderlichen Einrichtungen 

verfügen. 

(4) Der Unternehmer muß für die Zeit seiner Abwesen­

heit von der Baustelle einen geeigneten Vertreter be­

ßtellen und ihn ausreichend unterrichten. Das glei~he 

gilt für Fachunternehmer. 

§ 47 

Bauleiter 

(I) Der Bauleiter hat die ordnun~sgemäße , den allge­

mein anerkannten . Regeln öer Technik und den Einzel­

zeichnungen, Einzelberechnungen und Anweisungen des 

Planverfassers oder, soweit - diese nicht notwendig 

sind, den genehmigten - Bauvörlagen entsprechende 

Ausfü~rung des Bauvorhabens zu überwachen; 'er hat 

die dafür erforderlichen Weisungen zu erteilen. 

Verstöße, denen' nicht abgeholfen wird, hat er - der 

Baure~htsbehörde unverzüglich mitzuteilen. Er hat im 

Rahmen dieser AUfgabe auf den sicheren bautechnischen 

Betrieb der Bau~telle. insbesondere auf das gefahrlose 

Ineinandergreifen der Arbeiten der Unternefuner zu 

achten. Die Verantwortlichkeit der Unternehmer bleibt 

'uI;lberührt. 



(2) Hat der Bauleiter nicht für alle ihm obliegenden 

Aufgaben die erforderliche Sachkunde und Erfahrung, so 

ha't er den Bauherrn zu veranLassen, geeignete Fach­

bauleiter zu - bestellen. Diese tret,en insoweit an die 

Stelle des Bauleiters. Der Bauleiter bleibt tür das 

ordnungsgemäße Ineinandergreifen seiner Tätigkeiten 

mit denen der Fachbauleiter verantwortlich ; -

§ 5,2 

Genehmigungstreie Vorhaben 

(1) Die Err'ichtung f01gender Anlagen und Einrichtungen 

bedarf keiner Baugenehmigung: 

. ·,1:, . Gebäude ohne AUfenthaltsraurne, Toiletten oder 

Feuerstätten bis zu 20 cbm umbauten Raums, ausge­

nommen Verkaufs- und Ausstellungsstände, 

2. Gewächshäuser bis zu 4 m Höhe, im Außenbereich 

nur landwirtschaftliche Gewächshäuser, 

3. Schuppen ohne Feuerscätten bis zu 50 m2 Grundflä­

che und bis zu 5 m Höhe, die nicht unterkellert;:. 

sind, einem ,land- oder forstwirtschaftlichenBe­

trieb dienen und ausschließlich zur Unterbringun'g 

von Ernteerzeugnissen oder Geräten oder zum vor­

übergehenden Schutz von Menschen und Tieren be­

stimmt sind . 

4. Gebäude für , örtliche Versorgungsanlagen, 

nommen Wasserversorgungsanlagen, bis zu 

Grundfläche und bis zu 3 m Höhe , 

ausge-

20 ,m2 

5. nichttragende und nichtaussteifendeBauteile in­

nerhalb baulicher Anla'gen, 



6. Feuerstätten; ~ie dürfen jedoch erst in Betrieb 

genommen werden, ' wenn · der Bezirksschornsteinfe-. 

germeister die Brandsicherhelt und die sichere 

Abführung der Verbrennungsgase bescheinigt hat, 

7. Anlagen zur Verteilung von Wärme bei Warmwasser­

und Niederdruckdampfheizungen, wenn die Nennwär­

. meleistu.ng der zugehörigen Feuers,tätten nicht 

mehr als 50 kW beträgt; 

8. ortsfeste Behälter für, brennbare oder schädliche 

Flüssigkeiten oder für verflüssigte oder . nicht 

verflüssigte Gase bis 5 cbm Rauminhalt, 

9. ortsfeste Behälter für Wasser oder andere un­

brennbare' und sonst unschädliche Flüssigkeiten 

bis zu 50 cbm Fassungsvermög'en und bis ' zu 3 m 

Höhe, 

,10. Wasserbecken 

a ) im Innenbereich bis zu 100 cbm Fassungsvermö­

gen,ausgenommen Sch~immbecken mit mehr als 

_50 cbm Fassungsvermögen, 

-b) im 'Au~enbereich bis . zu -50 cbm Fassungsvermö­

gen, ausgenommen Schwimmbecken, 

11. ortsfeste Behälter für feste Stoffe bis zu 10 cbm 

Fassungsvermögen, 

12. Blitzschutzanlagen, 

13; Energie- und Fernmeldeanlagen, ausgenonunen Anten­

nen- und Windenergieanlagen über 10 m Höhe, 

14. die der AU~sich~ der W~sserbehörden unterliegen­

den Anlagen, wenn sie unter der technischen Lei-, 
tung eines Bedi~nsteten des Bundes, des Landes, . 

einer Körperschaft des öffentlichen Rechts oder 

eines Zusammenschlusses von . sctlchen ausgefÜhrt 

werden und der Bedienstete Beamter des höh~ren 



bautechnischen Verwaltungsdienstes ist oder die 

Befähigung für den höheren bautechn~schen Verwal­

iungsdienst besitzt, 

15. Leitungen aller Art, 

16. Be- und Entwässerungsanlagen auf land- oder 

forstwirtsGhaftlich genutzten Flächen, ausgenom­

men die nach Nummer 9 genehmigungsbedürftigen 

Behälter, 

17. Aufschüttungen und Abgrabungen bis zu 200 cbm 

Rauminhalt und bis zu 2 m Höhenunterschied.gegen­

über dem Gelände, ausgenorrimen Aufschüttungen und 

Abgrabungen des an bauliche Anlagen anschließen­

den Geländes, 

18. Ausstellungs-, Abstell- - und Lagerplätze im In­

nenbereich bis zu 100 m1 · Fläche, ausgenommen Ab­

stell- und Lagerplätze für außer Betrieb gesetzte 

- Fahrzeuge und deren Teile, 

19. private Verkehrsanlagen, einschließlich Oberbrük­

kungen und Untert~nnelungen, wenn sie nicht mehr 

'als 5 m lichte Weite oder Durchmesser haben, 

20. Sprungschanzen , Sprungtürme und Rutschbahnen bis 

zu 5 m Bauhöhe , 

21. Denkmale (Erinnerungs- und Mahnmale) und Plasti­

ken sowie Grabsteine, Grabkreuze und Feldkreuze, 

22. Masten und Unterstützungen 

a ) für Seilbahnen, die nur zur Lastenbeförderung 

dienen und nicht über öffentliche Verkehrsflä­

epen führen, 

b } für Leitungen von Verkehrsmitteln, 

c ) für Fahnen, \ 



23. Signalhochbauten der Landesvermessung, 

24. Wo~nwagen au! hierfür genehmigten CampingplAtzen; 

25. landwirtschaftliche Fahrsilos, einschließli~h 

Überdachung, bis zu 3 m 'Höhe sowie landwirt­

schaftliche Behälter zur Lagerung von Be­

triebsmitteln bis zU 4 m Eigenhöhe und 15 ml 

Grundfläche ', 

26. Kranbahnen ~nd ihre Unterstützungen für Kräne bis 

zu 5 ,t Traglast , 

- 27. Stützmauern 

a) auf l~nd- oder forstwirtschaftlieh genutz~ 

ten Grundstücken im Außenbereich, soweit die 

Stützmauern nicht ·an öffentlichen Verkehrsan­

lagen liegen, 

b ) "im übrigen bis zu 1 m Höhe über Gelände, 

28'. Einfriedigungen 

a) im Innenbereich an öffeI).tlichen "Verkehrsanla­

gen ulld in den dar an. anschließenden unbebau-

baren Flächen , 

1 m Höhe über 

über Gelände, 

insbesondere Vorgärten, bis zu 

Gelände , sonst bis zu 2 m Höhe 

b ) im Außenbereich, wenn es sich um nicht ge-

schlossene Einfriedigungen ohne Fundamente und 

Sockel handelt, die einem land- oder forst­

wirtschaftlichen Betrieb dienen, 

29 .. Pergolen, im Außenbereich jedOCh nur bis 10. m2 

Grundfläche, 

30. Baustelleneinrichtungen einscq.ließlich der ~um 

vorübergehenden Aufenthalt -dienenden Unterkünfte, 
\ . 

' <" 

.. 



31. Gerüste I 

32. Werbeanlagen im Sinne des § 2 Abs. 8 im 1n­

nenbereich 

a ) von politischen Parteien oder an der Stätte 
. 

der Leistung, wenn sie p~r vorübergehend ange-

bracht ~der aufgestellt werden, 

b ) "im übrigen bis zu 0,5 m2 Größe, 

33. Automaten, 

34. bauliche Anlagen, die zu Straßenfesten und ähn-
. 

lichen Veranstaltungen nur kurzfristig errichtet 

werden. 

35. .untergeordnete oder unbedeutende Anlagen und Ein­

richtungen, soweit sie nicht in den Nummern 1 bis 

34 bereits aufgeführt sind. 

(2) 1nstandsetzungs- und Unterhaltungs arbeiten sowie 

unwesentliche Änderungen an oder in Anlagen und Ein­

richtungen bedürfen keiner Baugenehmigung. Dies gilt 

auch für Anderungen in Gebäuden, di~e ausschließlich 

'dem Wohnen dienen. und in Wohn~ngen, mit . Ausnahme von ' 

wesentlichen Änderungen an Schornsteinen. 

(3 ) Nutzungsänderungen bedürfen keiner Baugenehmigung, 

wenn für die neue Nutzung keine weitergehenden Anfor­

~erun~en gelten als für die bisherige. 

(~) Der Abbruch von Anlagen und Einrichtungen bedarf 

der Baugenehmigung nur bei 

1. land- oder torstwirtschaftlichen Schuppen mit 

mehr als 5 'm Höhe , \ 

2. anderen Gebäuden mit menr als 300 cbm wnbauten 

Raumes, 

3. notwendigen Stellplätzen und Garagen. 



" 

(5) Baurnaßnahmen, die keiner Baugenehmigung bedürfen, 
~ . . 

, müssen ebenso wie genehmigungspflichtige Maßnahmen den 

öffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen.' 

§ 53 

Bauantrag und Bauvorlagen 

(1 ) Der Antrag 

schrif1;:lich bei 

auf Baugenehmigung -- (Bauantrag) 

der Gemeinde einzureichen. Sie 

ist 

hat 

ihn, wenn sie .nicht selbst Baurechtsbehörde ist, unter 

Zurückbehaltung einer" Ausfert{gUng unverzüglich an die 

"Baurech tsbehörde wei terzulei ten. 

(2) Mit gem Bauantrag sind alle tür die . Beurteilung 

des Bauvorhabens und die Bearbeitung des Bauantrags 

erforderlichen Unterlagen (Bauvorlagen) einzure~chen. " 

Es kann ges~;attet werden. daß einzelne .Bauvorlagen 

nachgereicht werden. 

(3) Zur Beurteilung, wie sich die bauliche Anlage in 

die Umgebung einfügt, kann verlangt werden, daß .sie in 

geeigneter Weise auf dem Grundstück dargestellt wird. 

( 4 ) Bauantrag und Bauvorlagen sind vom Bauherrn und 

Planverfasser, "die von Sachver~tAndigen nach § 4S 

Abs. 2 bearbeiteten Unterlagen von diesen und vom 

Planverfasser mit Tagesangabe zu unterschreiben. Ist 

der Bauherr nicht Grundstückseigent'ürner, so kann der 

Nachweis verlangt werden, daß der Bauherr zur Ausfüh­

rung des Bauvorhabens berechtigt ist. 

(5) Bauvorlagen für die Errichtung von Gebäuden müssen 

von Architekteri verfaßt und unterschrieben sein. Dies 

gilt nicl1t für 

1. Wohngebäude mit einem Vollgeschoß bis zu 125 m2 

" Grundfläche, 



2. eingeschossige gewerbliche Gebäude bis zu 250 m2 

Grundfläche und bis zu 5 m Wandhöhe, gemessen von 

der Geländeoberfläche bis zum SChnitt von Außen­

wand und Dachhaut, 

3. landwirtschaftliche Betriebsgebäude bis zu zwei 

VOllgeschossen und bis zu 250 m2 Grundfläche, 

4. Garage,n bis zu 100 m2 Nutzfläche ~ 

5. Behelfsbauten und untergeordnete Gebäude, 

ausgenommen Vorhaben an Kulturdenkmalen oder in ihrer 

Umgebung. 

( 6 ) Absatz 5 gilt nicht für 

1. Ingenieurbauten und andere Hoch- und Tiefbauten, 

die wegen ihrer ' Eigenart von anderen Fachleuten 

geplant werden, 

2.· Vorhaben , die von Eaubeamten mit einer Berufs­

ausbildung nach § 3 des Architektengesetzes für 

ihren Dienstherrn 

stehen Personen 

gleich, die im 

sind . 

geplant . werden. Diesen Beamten 

mit entsprechender Vorbildung 

öffentlichen Dienst beschäftigt 

"-



GA_Bau 2 

Anlage 2 zur GA-Bau 

verantwortung bei Bauten 

' 1. Verantwortung ist gleichzusetzen mit der persön­

lichen Haftung für die Rechtsfolgen, die Gesetz 

und Rechtsprechung an pflichtwidriges Tun und 

Unterlassen knüpfen. Dies trifft ~uch für alle am 

Bau Beteiligten - entsprechend dem Maß der ihnen 

durch die Stellenbescbreibungen gemäß § 53 (1) 

GemO übertragenen Verantwortung - zu. Die Verant­

wortung läßt sich nicht absolut gegenständlich 

.begrenzen, · maßgeblich sind die Konsequenzen, die 

sich aus den möglichen Verstößen gegen zwi~gende 

Rechtsvorschriften ergeben. 

Es ist je nach Art der Beteiligung am Baugesch-e­

hen Pflicht eines "jeden Mitarbeiters, sich über 

die seine Tätigkeit berührenden Rechtsyorschrif­

ten, insbesondere wenn es sich um spezielle, vor 

allem~ den Mitarbeiter . oder Dritte vor Schaden 

bewahrende Vorschriften handelt - nicht zuletzt 

über die anerkannten Regeln der Technik-, auf dem 

Laufenden zu halten. 

Daneben kommt den Regelungen besondere Bedeutung 

zu, die dazu bestimmt sind, von der Gemeinde 

Schäden und vermeidbare AnsprÜChe abzuwehren. 

2. Aus der Verantwortung ergibt sich eine vermögens­

und " strafrechtliche Haftung, wenn Personen- oder 

Sachschäden' verursacht werden, eine strafrecht­

liche Haftung' auch schon dann, wenn ·eine unter 

Strafe gestellte"'Gefährdung herbeigeführt wurde . 



; . 
s. Die Stadt kann Dienstpfl1chtverletzungen bei Be­

amten und Angestellten nach den bestehenden beam~ 

ten- und tari!~echtlichen Vorschriften mit diszi­

plinarischen ·. Maßnalunen ahnden, insbesondere wenn 

Personen- oder Sachschaden bzw. finanzielle Nach­

teile für die Stadt herbeigeführt worden sind. 

4. Um die Verantwortung für alle am Ball: Beteiligten 

abzugrenzen, sind die Stellenbeschreibungen auch 

in bezug auf· die - gegebenenfalls spezielle 

Funktion des am Bau Beteiligten (Stelleninhabers ) 

eindeutig zu definieren. 

Beim Zusammenwirken von Mitarbeiternrnit gleicher 

oder vergleichbarer Tätigkeit ist durch ihre 

übergeordneten Verantwortlichen für " eine klare . 
Abgrenzung der Zuständigkeiten und Verantwort-

llchkeiten zu sorgen. 

5. Die persönliche Verantwortting und Sorgfalts­

pflicht wird durch die Dienstaufsichtspflicht 

des/der Vorgesetzten weder eingeschränkt .. noch 

ersetzt. pies gilt auch für Maßnah.men, die zwar 

im Ralunen des gesamten Baugeschehens angeordnet 

wurden, deren nachteilige Auswirkun"Qen für Dritte 

oder die Stadt zunächst nicht abzusehen waren; 

die Haftung tritt nicht ein für solche schädli­

chen Auswirkungen, deren Eintritt' nach objektiven 

Gesichtspunkten au~erhalb aller Wahrscheinlich­

keiten lag. 

Sofern der Vorgesetzte seine Anordnungen gegen 

die Einwendungen des Mitarbeiters durchsetzt, 

entfällt die persönliche Verantwortung des Mitar­

beiters. 

6. Für'die ordnuRgsgemaße Erledigung der ihm unmit­

telbar obliegenden Aufgaben ist der Vorgesetzte 

uneingeSChränkt verantwortlich. Für seine Mitar­

beiter ist er insoweit verantwortlich, als er 



deren Eignung ~u vertreten hat (siehe Nr. 1.4 

GA-Bau) . 

7. Der Vorgesetzte ist tür die nach allgemeiner 

Übung zumutbare Dienstaufsicht verantwortlich. 

Eine Delegation auf nachgeordnete Mitarbeiter ist 

nicht zulässig. 



G~Bau3 

Anlage 3 zur GA-Bau 

Richtwerte tür die Bestimmung 

des Raumbedarfs 

1 . Arbeitsplätz~ 

Die tür einen Arbeitsplatz erforderliche Fläche 

hängt von der auszuübenden Funktion ab und wird 

durch die notwendige Ausstattung näher bestimmt. 

Für die Bemessung der Arbeitsplätze in Arbeits­

räumen können deshalb nur Anhaltswerte ,gegeben 

werden. Dabei l .st zu berÜcksi,chtlgen, daß -im Ein­

zelfall wegen der besonderen Aufgabenstellung Ab­
weichungen vo~ den Richtwerten notwendig werden. 

Der Mehrbedart ist zu begründen. 

Unter diesen 

Richtwerte , die 

Voraussetzungen gelten folgende 

Verkehrs flächen für 'Publikum in 

den Räumen und für Besprechungsecken enthalten, 

als Obergrenze: 

Funktionsgruppe 

Schreibkräfte, 
Zuarbeiter 

Sachbearbeiter 

Abteilungs- bzw. 
Sachgebietsleiter 

Amtsvorstände 

Bürgermeister 

bei vorwiegend im 
Außendiens t Be" 
schäftigten 

mZ Art der Unter-
je Person - bringung 

8 

12 

16-20 

24 

32 

4 

drei Pe,rsonen 
in einem Raum 

zwei Personen 
in einem Raum 
(24 mZ ) 

einzeln 

einzeln 

I einzeln 

dr~i und mehr 
Personen in 
einem Raum 



Diese Richtwerte sind vereinfachte Anhalte; ma~­

gebend ist di~ Funktion. 

Für ständige Ausbildungsplätze ist ein zuschlag 
von 4 rn 1 vorzusehen. 

In Bürogroßräumen be-trägt der Raumbedarf je Ar­

beitsplatz einschließlich der Zugangs-,Distanz~ 

und Verkehrs flächen mindestens 12 mZ • Hierin ist 

der Flächerianteil der Pausen- und Garderobenräume 
. . 

nicht enthalten . 

. 2. Büronebenräume 

Die · Größe der Büronebenräurne richtet sich im all­

gemeinen nach den unterzubringenden Personen, Mö­
beln , .Materialien, Büchern und Geräten. 

Beratungs- und Besprechungszimmer sollen nicht 

größer als 24 m1 sein. 

Für Sitzungs~immer gelten nachstehende 
Richtwerte; 

bis 50 mZ Grundfläche einschl. Verkehrs fläche 
2,5 m2 je Teilne~.er 

über 50 rn 2 Grundfläche einschl~ Verkehrs fläche 

2,0 m2 je Teilnehmer 

für Presse und Publikum je sitzplatz 0,7 bis 
0,75 mZ 

" 
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3. Kantinen und Wirtschaftsräume 

Die Kantine ist nach folgenden RIchtlinien zu 

bemessen: 

Speiseraumfläche: 

Personalbestand, hiervon 2/3; Zahl der Essen­

teilnehmer ; bei 1/2-stündlichem Platzwechse.l etwa 

3-4 Schichten; 

Zahl der Teilnehmer 

Zahl der Schichten x 1,2 m2 ; Größe des Speise­

raums in mZ 

Wirtschaftsräume: 

-
Die Grö!3e der Küche elnschl. Vorrats-, Vorberei-

. tungs- und sonstigen ~ebenräumen richtet sich 

nach der Zahl . der herzustellenden Verpflegungs­

portionen. Bedarfsträ,ger und Hochbauarnt haben je-. 
weils zu prüfen,· welche Geräte und Einrichtungen 

für die Zubereitung der Verpflegung erforderlich 

sind und .welche Raumgröj3en dann unter Berücksich­

,tigung wirtschaftlicher Gesichtspunkte angesetzt 

werden müssen. 

4. Teeküchen, Abstellräume für Reinigungsgeräte, · Sa­

ilitätsraum 

In jedem Geschoß von mehr als 300 rn 2 Nutzungsflä­

che kann eine Teeküche (4-6 m2 ) vorgesehen wer­

den. Die Räumen müssen nicht natü·rlich belichtet 

sein. 

Die Umkleide- und Aufenthaltsräume für das Reini­

gungspersonal'sind nach Möglichkeit ze~tral anzu­

ordnen. Je PerSQn sind 1,5 m2 zugrunde zu legen. 

In jedem Gebäudekomplex soll in zentraler .Lage 



ein Sanitätsraum eingerichtet werden. . : 

5. , Toiletten 

Die Größe der Sanitärräume ist nach den in der 

Tabelle enthaltenen , Richt~erten zu bemessen (Li­

teratur: Arbeitsstättenrichtlinie 37/1 zum § 37 

Abs; 1 der Arbeitsstättenverordnung) .-

Benutzer · 
zahl 

10 
,20 
,30 
50 
65 
80 

100 

Benutzer­
zahl 

10 
20 
25 
35 
50 

. 65 
75 
80 

100 

DAMEN 

WC-Sitze ' 

1 
2 
3 
4 
5 
6 
'7 

HERREN 

WC-Sitze Urinal-

1 
2 
2 
3 _ 
3 
4 
4 
5 
5 

- J becken 

'. ' . 

1 
2 
2 
3 
3 
4 
4 
5 
5 

Wasch­
becken 

1· 
1 
1 
2 
2 
2 
3 

Wasch-> 
becken 

1 
1 
1 
2 
2 
2 
2 
2 
3 



, , 

.,. 

GA_Bau4 

Anlage 4 zur GA-Bau 

Auszug aus der 

Verordnung des Innenministeriums 

über die Haushaltswirtschaft der Gemeinden 

(Gemeindehaushaltsverordnung -GemHVO-) 

vom 07. Februar 1973 

(GB1. B.-W. Seite 33 ff) 

§ 7 Allgemeine Grundsätze 

(1) Die Einnahmen und Ausgaben sind nur in Höhe der im 

Haushaltsjahr voraussichtlich eingehenden oder zu lei­

stenden Beträge zu veranschlagen. Sie sind sorgfältig 

zu ßChätzen, soweit sie nichterrechenbar sind. 

'e 2} nie Einnahmen und Ausg'aben sind in voller Höhe und 

getrennt voneinander zu veranschlagen, soweit in die­

ser Verordnung nichts anderes bestinunt 1st. 

(3) Die Einnahmen sind .einzeln nach Ihrem Entstehungs­

grund, die Ausgaben' nach Einzelzweckenzu veranschla­

gen. Die Zwecke müssen hinreichend be'stinunt sein. _ 

Im Verwal tungshaushal t können geringfüg'ige Beträge für 

verschiedene Zwecke ' als vermischte Einnahmen' oder ver­

m!schte Ausgaben zusammengefa~t, Verfügungsmittelund 

Deckungsreserve ohne nähere Angaoe des Verwendungs­

zwecks veranschlagt w~rden. ' 

(4) Für denselben Zweck sollen Ausgaben nicht an ver­

schiedenen Stellen im Haushaltsplan ve~anschlagt wer"" 

den. Wird ausnahmsweise anders verfahren, 1st auf die 

AnsAtze gegenseiti~ zu. verweisen. 

''-
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§ 9 Verptlichtunqsermächtiqunqen 

nie Verpflichtungsermächtigungen sind bei den einzel­

nen Haushaltsstellen.zu veranschlagen. Dabei ist an­

zugeben, wie sich die Belastungen voraussichtlich auf 

die künftigen Jahre verteilen kann. 

, 
, -

§ 10 Investitionen 

(1) Bei !nvestitionen·und Investitionstörderungsmaß­

nahmen, die sich über mehrere Jahre erstrecken, sind 

neben dem veranschlagten Jahresbedarf die Ausgaben tür . . \ 

die gesamte Maßnahme anzugeben. Die in den folgenden 

Jahren noch erforderlichen Ausgaben sind bei der Fi­

nanzplanung zu berück.sichtigen. 

(2 ) Bevor Investitionen von erheblicher finanzieller 

Bedeutung beschlossen werden , soll unter mehreren in 

Betracht kommenden Möglichkeiten durch Vergleich der 

A:nschaffungs.- oder Herstellungskosten und der Folgeko­

sten die für die Gemeinde wirtscha~tlichste Lösung er­

mittelt .werden. 

(3 ) Ausg~en und Verpflichtungsermächtigungen für Bau­

maßnah1:nen dürfen erst veranschlagt werden r wenn Pläne r 

Kostenberechnungen und Erläute:rungen vorliegen, aus 

denen die Art der AusfÜhrung, die Kosten der Ma~nahme 

sowie die voraussichtlichen Jahresraten unter'Angabe 

der Kostenbeteiligung Dritter und ein Bauzeitplan im 

einzeln ersichtlich sind. Den Unter1:agen ist eine 

Schätzung der nach Fertigstellung der Ma~nalune entste­

henden jährlichen Haushaltsbelastungen beizu!ügen. 

(4) Ausnahmen von Absatz 3 sind bei unbedeutenden 

Maßnahmen UIld 

zUlassig. 

bei unabweisbaren Instandsetzungen 



§ 24 Finanzplanung (Auszug) 

(1) Der Finanzplan bes'teht aus ' einer Opersicht über 

die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben des Verwal-

tungshaushalts 

nach ,der für 

sowie des Vermögenshaushalts. Er ist 

die Gruppierungsübersicht (§ 4 Satz 1 

Nr. 3) geltenden Ordnung und nach . Jahren gegliedert 

aufzustellen: für Investitionen und Investitionsf·ör­

derungsrnaßnahmen ist eine Gliederung nach bestimmten 

Aufgabenbereichen vorzunehmen. 

(2) In das dem Finanzplan zugrunde zulegende Investi-
, . . 

tionsprograrnm sind die im Planungszeitraurn vorgesehe-

nen Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 

nach Jahresabschni~~en aufzunehmen. _ Jeder Jahresab-

,.schnitt soll die fortzuführenden und neuen .Investitio­

nen und Investitionsförderungsrnaßnahrnen mit den auf 

das betreffende Jahr entfallenden ,Teilbeträgen wieder­

geben. Unbedeutende Investitionen und Investitionsför­

derungsmaßnahmen können nach Aufgabenbereichen zusam-

.mengefaßt werden . . 

§ 31 'Vergabe von Aufträgen 

(1) Der Vergabe von Autträgen muß eine Öffentliche 

Ausschreibung vorausgehen, sofern nicht die Natur des 
, 

Geschäfts oder besondere Umstände eine beschränkte 

Ausschreibung ode~ freihändige Vergabe recht~ertigen. 

,( 2 ) Bei der yergabe von Aufträgen und dem Abschluß 

von Verträgen sind die Vergabegrundsätze anzuwenden. 

die das Inneruninisterium im Gemeinsamen Amtsbl.att be­

kanntgibt. 


